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Januar

Präsidentschaft

1. Januar: Der Ratsvorsitz der EG geht von
Italien an Luxemburg über. Laut Angaben von
Ministerpräsident Santer liegen die Hauptauf-
gaben der luxemburgischen Präsidentschaft in
der Einbindung der osteuropäischen Staaten
und in der Vertiefung der Gemeinschaft.

Golfkrise

4. Januar: Anläßlich einer Sondertagung der
Außenminister der Gemeinschaft wird eine
Presseerklärung zur Golfkrise veröffentlicht.
Die Minister betonen die Anwendung der
Resolution des UN-Sicherheitsrates gegenüber
dem Irak und fordern eine friedliche Kon-
fliktlösung im Rahmen der Resolutionen an.
Gleichzeitig erfolgt eine Einladung an den ira-
kischen Außenminister, Tarik Aziz, zu einem
Gepräch mit den Außenministern Luxemburgs,
Italiens und der Niederlande am 10. Januar in
Luxemburg.

EPZ/Haiti

8. Januar: Die Zwölf verurteilen den Versuch
der gewaltsamen Machtübernahme in Haiti
durch Robert Lafontant. Sie äußern ihre Ge-
nugtuung darüber, daß der Umsturz mit Hilfe
der zivilen und militärischen Behörden des
Landes verhindert werden konnte.

Golfkrise

8. Januar: In Luxemburg trifft der algerische
Außenminister, Sid Ahmed Ghozali, mit dem
luxemburgischen Außenminister Jacques Poos
zusammen. Es geht um die Bemühungen um
eine friedliche Lösung des Golfkonflikts.

EBWE

9. Januar: Besuch des EBWE-Präsidenten,
Jacques Attali, bei der Kommission in Luxem-
burg. Gesprochen wurde u. a. über die für das
erste Halbjahr 1991 zu erwartende Aufnahme
der Arbeit der Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung sowie über die Notwendigkeit
einer Abstimmung mit den Maßnahmen und
Finanzierungen der Gemeinschaft.

Jordanien/Golfkrise

9. Januar: Besuch des jordanischen Königs
Hussein bei der Ratspräsidentschaft in Luxem-
burg. Gesprächsthema ist die Golfkrise, wobei
der luxemburgische Außenminister, Jacques
Poos, erneut auf das Gesprächsangebot der
EG hinweist.

GATT

10. Januar: Besuch des Generaldirektors des
GATT, Arthur Dunkel, bei der Kommission.
In dem Gespräch verlauten die EG-Vertreter,
daß die Verhandlungen im Rahmen der Uru-
guay-Runde global zu führen seien und legen
ihre eigene Position dar.

EPZ/Surinam

10. Januar: Die Zwölf verurteilen den Militär-
putsch vom 24. Dezember 1990 in Surinam. Sie
fordern die rasche Rückkehr zur demokrati-
schen Legalität.

EPZ/Baltikum

11. Januar: Die Zwölf bekunden ihre Beun-
ruhigung über die Situation in den baltischen
Ländern. Sie fordern die Sowjetunion auf,
jegliche Einschüchterungsversuche zu unter-
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lassen und in Verhandlungen über eine friedli-
che Losung der legitimen Ansprüche mit den
gewählten Vertretern der baltischen Republi-
ken zu treten.

Vereinte Nationen

11. Januar: In Genf treffen die Außenminister
der Gemeinschaft mit dem UN-Generalsekre-
tär, Javier Perez de Cuellar, zu Beratungen
über die Golfkrise zusammen. Die Gemein-
schaft bekundet ihre Unterstützung der Mis-
sion des Generalsekretärs, der sich in Bagdad
auch für das Gesprächsangebot der EG ein-
setzen will.

EPZ/Baltikum

14. Januar: Auf einer außerordentlichen Sit-
zung der Außenminister verurteilen die Zwölf
erneut die sowjetische Gewaltanwendung in
Litauen und drohen mit einer Einschränkung
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen
der EG und der Sowjetunion, wenn es zu
keiner Beendigung der militärischen Interven-
tion seitens der Sowjetunion kommt. Die
Zwölf fordern darüber hinaus die Bereitschaft
zum Dialog.

EPZ/Guatemala

14. Januar: Die Zwölf übermitteln in einer
Erklärung anläßlich der Amtseinführung des
Präsidenten der Republik Guatemala, Jorge
Serrano, ihre Glückwünsche und hoffen auf
Erfolg der zu lösenden Aufgaben.

EPZ/Golfkrise

14. Januar: Auf einer außerordentlichen Ta-
gung der Außenminister äußern die Zwölf ihr
Bedauern über das Scheitern der Gespräche
über ein friedliche Lösung der Golfkrise zwi-
schen dem UN-Generalsekretär, Javier Perez
de Cuellar, und dem irakischen Präsidenten
Saddam Hussein und dessen Außenminister,
Tarik Aziz. Aufgrund des negativen Verlaufs
der geführten Gespräche verzichtet die EG
vorerst auf weitere Initiativen. Dennoch wird
erneut die Einladung zu einem Gespräch zwi-
schen der EG-Troika und der irakischen Füh-
rung ausgesprochen.

KSZE

15. Januar — 8. Februar: In La Valletta (Mal-
ta), treffen die Mitglieder der KSZE zu einem
Expertentreffen über friedliche Streibeilegung
zusammen. Die Teilnehmer verabschieden ein-
stimmig ein Schlußdokument, das einen
Schlichtungsmechanismus durch die Bereit-
stellung von Schiedsrichterländern vorsieht.

EPZ/Bangladesch

15. Januar: Die Zwölf begrüßen die Initiativen
der Übergangsregierung in Bangladesch zur
Vorbereitung von demokratischen Wahlen am
27. Februar, die von internationalen Beobach-
tern begleitet werden soll.

EPZ/WEU/Golfkrise/Baltikum

17. Januar: Die Außen- und Verteidigungs-
minister der Gemeinschaft treffen zu einer
außerordentlichen Sitzung in Paris zusammen.
Anlaß ist der Beginn des militärischen Ein-
satzes von Waffen im Golfkonflikt, nachdem
die irakische Führung keinerlei Einlenken
zeigte. Die Zwölf weisen auf die Notwendig-
keit hin, zu angemessener Zeit eine internatio-
nale Friedenskonferenz über den Mittleren
Osten einzuberufen und ein internationales
Hilfsprogramm für die Opfer des Krieges zu
erstellen. Darüber hinaus beschließen sie die
Koordination der Seestreitkräfte derjenigen
Mitgliedstaaten, die an dem Golfkrieg beteiligt
sind sowie die Verbesserung der Logistik für
Boden- und Luftstreitkräfte von WEU-Mit-
gliedstaaten im Kriegsgebiet. Der zweite Ta-
gesordnungspunkt der Sitzung behandelt die
Lage der Baltischen Staaten, wobei die Zwölf
das militärische Vorgehen der Sowjetunion
gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen der
baltischen Staaten verurteilen und erneut mit
dem Einfrieren von Hilfeleistungen drohen.

EPZ/Golfkrise

18. Januar: Die Zwölf verurteilen auf das
Schärfste den unmotivierten Raketenangriff
der irakischen Streitkräfte auf isralisches Ho-
heitsgebiet und bekunden ihre Sympathie für
Israel verbunden mit dem Wunsch, daß sich
Israel nicht zu einem militärischen Eingreifen
in den Golfkrieg entschließen wird.
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Januar

Europäisches Parlament

21.—25. Januar: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. In einer Sondersitzung zu Beginn
kündigt EG-Kommissar Frans Andriessen die
Verschiebung eines Treffens der EG mit
sowjetischen Regierungsvertretern aufgrund
der Lage im Baltikum an. Der amtierende
Ratspräsident, der luxemburgische Außenmini-
ster, Jacques Poos, stellt das Programm der
luxemburgischen Präsidentschaft vor und ver-
weist auf die Herausforderungen, die die Voll-
endung des Binnenmarktes, die Wirtschafts-
und Währungsunion, die Politische Union und
die verstärkten politischen Tätigkeiten der
Gemeinschaft mit sich bringen. Das EP fordert
eine stärkere Einbeziehung in die Regierungs-
konferenzen und auch die Möglichkeit der
Erörterung der Schlußfolgerungen. Darüber
hinaus berät es verschiedene Aspekte der
Verwirklichung des Binnenmarktes, etwa die
Frage von Kontrollen und Sanktionen in der
Agrar- und Fischereipolitik, die Schaffung
eines Statuts einer Europäischen Genossen-
schaft und eines Statuts einer Europäischen
Aktiengesellschaft. Der Handel und die Zu-
sammenarbeit mit Rumänien, den mittelameri-
kanischen Staaten und Kuba, die Lage in Süd-
afika, die Lage im Nahen Osten und im Balti-
kum sind weitere Tagesordnungspunkte. Das
EP setzt zwei Sondersitzungen zur Information
über die Lage am Golf und im Baltikum fest.

Binnenmarkt

21. Januar: In Brüssel tagt zum ersten Mal der
Ausschuß zur Erörterung von Fragen der Un-
ternehmensbesteuerung nach der Vollendung
des Binnenmarktes unter dem Vorsitz der für
Steuerfragen zuständigen EG-Kommissarin
Christiane Scrivener. Der Ausschuß befaßt sich
mit den Auswirkungen der Besteuerung auf
Unternehmen, mit Wettbewerbsverzerrung
oder Standortverlagerungen aufgrund unter-
schiedlicher Steuerpolitiken in einem einheitli-
chen Markt.

Benin

21. Januar: Der Premierminister von Benin,
Soglo, stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die De-

mokratisierung in Benin. Er unterrichtet die
Kommission über den Stand der Vorarbeiten
des zweiten Strukturanpassungsprogramms, daß
zusammen mit dem IWF im April unterzeich-
net werden kann.

Agrarpolitik

21./22. Januar: Der Rat der Landwirtschafts-
minister berät auf seiner Tagung in Brüssel
über die Entwicklung der Gemeinsamen
Agrarpolitik und die Uruguay-Runde. Außer-
dem prüft er Vorschläge im Zucker- und
Milchsektor.

Justiz und Inneres

22. Januar: Die für Justiz und Innere Angele-
genheiten zuständigen Minister sprechen sich
während eines Treffens für eine intensivere
Zusammenarbeit aus, um die Sicherheit ihrer
Länder gegen terroristische Bedrohungen zu
gewährleisten.

Sowjetunion

22. Januar: Ein Sprecher gibt bekannt, daß die
Gemeinschaft beabsichtigt, die Verfahren zur
Bereitstellung finanzieller Hilfen für die
Sowjetunion zu verlangsamen und verlangt
eine Erklärung zu den Ereignissen im Balti-
kum.

Kommission

23. Januar: Der Präsident der Kommission,
Jacques Delors, stellt dem EP das Arbeitspro-
gramm seiner Behörde für 1991 vor. Es umfaßt
die ausgewogene Durchführung der Einheitli-
chen Europäischen Akte, die Konkretisierung
der Wirtschafts- und Währungsunion und der
Politischen Union, die Vollendung des Binnen-
marktes, die Eingliederung der ehemaligen
DDR und den Bereich der internationalen
Verantwortung der Gemeinschaft.

Europarat

24J25. Januar: Die Minister der Mitgliedstaa-
ten des Europarates, der mittel- und osteuro-
päischen Länder sowie Beobachter aus den
USA, Kanada, Australien, Albanien und weite-
re Experten treffen sich zu einer Tagung in
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Wien zur Erörterung der Entwicklung des
Asylrechts und der Wanderbewegungen aus
den Ländern Mittel- und Osteuropas.

Lateinamerika

24. —26. Januar: Kommissionsvizepräsident
Andriessen trifft in Punta del Este mit den
Delegationen Argentiniens, Brasiliens, Chiles,
Mexikos, Kolumbiens und Uruguays zusam-
men, um im Rahmen der GATT-Verhandlun-
gen die zentrale Rolle der Agrarfrage zu be-
handeln und um weitere Verhandlungsziele der
Gemeinschaft in den Bereichen Dienstleistun-
gen, Marktzugang, geistiges Eigentum, Regeln
und Disziplinen zu bekräftigen.

Israel

26. Januar: Die Gemeinschaft gibt die seit
einem Jahr wegen der israelischen Politik in
den besetzten Gebieten eingefrorene wirt-
schaftliche Zusammenarbeit wieder frei.

Wirtschaft und Finanzen

28. Januar: In Brüssel beraten auf einer Ta-
gung die Minister für Wirtschaft und Finanzen
über die Maßnahmen zugunsten einzelner
mittel- und osteuropäischen Länder, die Ab-
schaffung der Steuergrenzen und über den
mittelfristigen Beistand für Griechenland.

Vereinigte Staaten von Amerika

28. Januar: In Washington treffen Kommis-
sions-Vizepräsident Andriessen und der amtie-
rende Ratspräsident Poos mit dem amerikani-
schen Außenminister Baker zusammen, um die
Lage am Golf, die Situation in der Sowjet-
union und in den baltischen Ländern, die Pro-
bleme in der Uruguay-Runde und den Stand
der Europäischen Einigung zu erörtern.

Europarat

28. Januar — 1. Februar: In Straßburg treffen
sich die Mitglieder des Europarates und Dele-
gationen aus der CSFR, Polen, Bulgarien,
Jugoslawien und der Sowjetunion zu einer
Sitzung, in der die CSFR zum 25. Mitglied des
Europarates ernannt wird und den Ländern
Sowjetunion, Jugoslawien und Rumänien ein

Sonderstatus gewährt wird. Die Lage im Balti-
kum und in der Golfregion wird ebenfalls
erörtert.

Bulgarien

29. Januar: Die stellvertretende bulgarische
Premierministerin, Loudjev, stattet der Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab, um Ge-
spräche über Finanzhilfen von der Gemein-
schaft für Bulgarien zu führen, die das Land
neben Krediten des IWF und der Finanzhilfe
der Weltbank benötigt.

Vereinigte Staaten von Amerika

29. Januar: Der amerikanische Verteidigungs-
minister, Richard Cheney, trifft mit dem nie-
derländischen Außenminister, Hans van den
Broek, zu einem Gespräch über die laufenden
Militäraktionen am Golf und deren Unterstüt-
zung durch die Europäer zusammen.

Europäisches Parlament

30. Januar: Das EP tritt zu einer Sondersitzung
zusammen, um sich über die Ereignisse am
Golf und in den baltischen Staaten zu infor-
mieren und um die Vorbereitung einer Nah-
rungsmittelhilfe für die Palästinenser bekannt
zu geben.

Norwegen

30. Januar: In Oslo treffen der Vizepräsident
der Kommission, Henning Christophersen, und
die norwegische Handelsministerin, Nordbo,
zusammen, um Meinungen über die Fischerei
und Landwirtschaft, die Einführung einer ge-
meinsamen Wettbewerbspolitik und die Schaf-
fung einer gemeinsamen Rechtssprechung
auszutauschen.

OECD

30.131. Januar: In Paris tagt der Umweltaus-
schuß zum vierten Mal seit seiner Einsetzung
im Jahre 1970 und bemerkt, daß die Integra-
tion von Umwelt- und Wirtschaftspolitik nur
unter Einsatz eines umfassenden Instrumenta-
riums einschließlich wirtschafts- und steuerpoli-
tischer Instrumente erreichbar ist.
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Februar

EFTA

31. Januar: Der österreichische Wirtschafts-
minister und amtierende Vorsitzende des
EFTA-Ministerrates, Schüssel, stattet der
Kommission in Brüssel einen Besuch ab und
führt Gespräche über den Stand der Verhand-
lungen zwischen der Gemeinschaft und den
EFTA-Ländern in bezug auf den Europäischen
Wirtschaftsraum insbesondere in Zusammen-
hang mit der Wettbewerbspolitik, dem EWR-
Vertrag, der Landwirtschaft sowie der Fische-
rei.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

30.131. Januar: Auf seiner 285. Plenartagung
nimmt der WSA Stellung zur Harmonisierung
der Struktur der Verbrauchssteuern, zur Schaf-
fung eines ergänzenden Schutzzertifikats für
Arzneimittel, zu einem spezifischen Programm
für Forschung und technologische Entwicklung
im Bereich der nuklearen Sicherheit bei der
Kernspaltung, zur Verabreichung von Rinder-
somatotropin sowie zur Einführung oder Bei-
behaltung natürlicher landwirtschaftlicher Er-
zeugungpraktiken.

Februar

Australien

1.—4. Februar: Der australische Minister für
mittelständische Unternehmen, Beddall, stattet
der Kommission in Brüssel einen Besuch ab
und erörtert die Lage der kleineren und mitt-
leren Unternehmen in Australien und der EG.

Allgemeine Angelegenheiten

4. Februar: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel über die Bezie-
hungen zu den mittel- und osteuropäischen
Staaten und zur Sowjetunion und erörtert die
Finanzierung des Golfkrieges sowie die Unter-
stützung der betroffenen Staaten. Weitere
Gesprächsthemen sind der Verhandlungsstand
der Uruguay-Runde sowie im Rahmen der
Regierungskonferenz zur Politischen Union
der Vorschlag zur Schaffung einer Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik.

Agrarpolitik

4.-5. Febmar: Der Rat der Landwirtschafts-
minister erörtert auf seiner Tagung in Brüssel
die Entwicklung der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik und den Verhandlungsstand der Uruguay-
Runde in bezug auf die Landwirtschaft.

Europäisches Parlament

6. Febmar: Außerordentliche Plenartagung des
EP in Brüssel. Das Parlament erörtert die
Lage am Golf und die bisher gewährten finan-
ziellen Hilfen, die für die Länder der Frontli-
nie, die palästinensische Bevölkerung und für
Israel und die besetzten Gebiete verwendet
werden. Ein weiterer Tagesordnungspunkt ist
die festgefahrene Lage im Baltikum, die nach
Ansicht des EP die Notwendigkeit einer Ge-
meinsamen Außenpolitik verdeutlicht.

Österreich

7.18. Febmar: Der österreichische Staatssekre-
tär für europäische Integration, Jankovitsch,
stattet der Kommission in Brüssel einen Be-
such ab und führt Gespräche über den Stand
der Beratungen über das österreichische Bei-
trittsgesuch.

EGKS

8. Febmar: In Luxemburg trifft der Beratende
Ausschuß der EGKS zu einer außerordentli-
chen Sitzung zusammen, prüft den Bericht der
Kommission über die Maßnahmen zugunsten
des Steinkohlebergbaus im Jahre 1988 und
erörtert den Entwurf einer Entscheidung der
Kommission über den Handel und die handels-
politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit
mit Polen und Ungarn. Der letzte Punkt be-
trifft die Aushandlung von Vereinbarungen
über Stahleinfuhren aus bestimmten Drittlän-
dern im Jahre 1991.

Rumänien

13. Febmar: Der rumänische Außenminister
Nastase besucht die Kommission in Brüssel
und führt Gespräche über den Verhandlungs-
stand des Abkommens über Handel und han-
delspolitische und wirtschaftliche Zusammen-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1991/92 449



CHRONOLOGIE DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION 1991

arbeit, der Aushandlung eines Abkommens
über EGKS-Waren sowie über die volle Ge-
währung der vorgesehenen finanziellen Hilfen
im Rahmen der PHARE-Aktion.

Nicaragua

75. Febmar: Die nicaraguanische Präsidentin,
Violetta Barrios de Chamorro, stattet der
Kommission in Brüssel einen Besuch ab und
erörtert Fragen der wirtschaftlichen Unter-
stützung für Nicaragua sowie Themen der
bevorstehenden San-Jose-Konferenz der EG
mit den mittelamerikanischen Staaten.

Sowjetunion

16.117. Febmar: Die Außenminister der EG-
Troika, Jacques Poos, Gianni de Michelis und
Hans van den Broek, erörtern mit dem sowjeti-
schen Staatspräsidenten Michail Gorbatschow
und dessen Außenminister, Alexander Bess-
mertnych, die Lage im Golfkrieg. Dabei wird
die geschlossene Haltung der Gemeinschaft
und der Sowjetunion in Fragen der UN-Reso-
lutionen gegenüber dem Irak deutlich.

Österreich

18. Febmar: Der österreichische Bundeskanz-
ler, Franz Vranitzky, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über den Fortgang der Verhandlungen um den
gemeinsamen Europäischen Wirtschaftsraum
von EG und EFTA, die Neutralität Österreichs
sowie das Beitrittsgesuch Österreichs zur EG.

Europäisches Parlament

18.—22. Febmar: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten stimmen über
das Programm der Kommission für 1991 ab
und erörtern das GATT, den Golfkrieg, die
Hilfe für Osteuropa und die UdSSR; Weitere
Themen sind die Sanktionen gegenüber Süd-
afrika, die Demokratisierungsfortschritte in
Mittelamerika, die Kooperationsabkommen mit
Rumänien und Chile sowie innergemeinschaft-
liche Rechtsvorschriften. Weiterhin werden
Vorschläge im Bereich der Sozialpolitik und
der Politischen Union, über die Umweltpolitik,
den ECU, die wirtschaftliche und soziale Kon-
vergenz und die Agrarpolitik im Hinblick auf

die GATT-Runde diskutiert. Außerdem erör-
tert das Parlament den siebten Jahresbericht
über die Anwendung des Gemeinschaftsrechts
und billigt eine Soforthilfe für Rumänien,
Bulgarien und die UdSSR sowie die Ausdeh-
nung von EIB-Darlehen auf die CSFR, Bulga-
rien und Rumänien. Das EP betont erneut die
Notwendigkeit, den Dialog mit der UdSSR
fortzusetzen, aber gleichzeitig die Lage im
Baltikum im Auge zu behalten. Als Letztes
nimmt das EP eine Dringlichkeitsentschließung
zur Lage in Jugoslawien und einen Text über
die Menschenrechte in China an.

EFTA

19.120. Febmar: Verhandlungsrunde zwischen
EG und EFTA über die Schaffung des gemein-
samen Europäischen Wirtschaftsraums. Unter-
schiedliche Standpunkte in Fragen des Alpen-
transits verhindern eine Einigung.

KSZE

20. Febmar: In Prag eröffnet der tschecho-
slowakische Staatspräsident, Vaclav Havel, ein
neues ständiges Sekretariat der KSZE. Es ist
das erste von drei geplanten Büros, die zur
Institutionalisierung des KSZE-Prozesses ein-
gerichtet werden. Leiter ist der Schwede Nils
Eliasson.

Europarat

21. Febmar: Die Außenminister der Mitglied-
staaten treffen in Madrid zu einer außeror-
dentlichen Sitzung zusammen, an der erstmals
die CSFR als Mitglied teilnimmt. Die Teilneh-
mer bekräftigen die Rolle und die Initiativ-
möglichkeiten des Europarates im Rahmen der
KSZE und unterstreichen die Bedeutung des
Europarates als offene Struktur und die Not-
wendigkeit der Aufnahme weiterer Mitglieder.

Westeuropäische Union

22. Febmar: Die Außen- und Verteidigungs-
minister treffen zu einer außerordentlichen
Sitzung zusammen, um über die künftige Rolle
der WEU als "integrierender Bestandteil des
europäischen Integrationsprozesses" in einer
europäischen Sicherheitsordnung zu beraten.
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März

Wirtschaft und Finanzen/WWU

25. Febmar: Der Ministerrat für Wirtschaft
und Finanzen berät auf einer Tagung in Brüs-
sel über Wertpapierdienstleistungen, Hilfsmaß-
nahmen zur Unterstützung osteuropäischer
Staaten und treffen eine Entscheidung über
ein Darlehen der Gemeinschaft an Griechen-
land. Im Anschluß treffen die Minister zur
dritten Ministertagung der Regierungskonfe-
renz über die Wirtschafts- und Währungsunion
zusammen. Themen sind Ziele und Grundsätze
der WWU, Grundzüge der Wirtschaftspolitik
und ihrer Überwachung, Haushaltsdisziplin
sowie der gemeinschaftliche Finanzbestand.

ECE

26. Febmar: In Espoo (Finnland) unterzeich-
nen Vertreter der Europäischen Gemeinschaf-
ten und der UN-Wirtschaftskommission für
Europa (ECE) ein Übereinkommen über die
Umweltverträglichkeitsprüfung in einem grenz-
überschreitenden Rahmen.

AKP-Staaten

25.-28. Febmar: In Kampala, der Hauptstadt
Ugandas, treffen Vertreter der EG und der
AKP-Staaten zu einer Sitzung zusammen und
verabschieden eine Reihe hauptsächlich politi-
scher Resolutionen, u. a. zur Reduzierung der
Schuldenlast, zu den Auswirkungen der Golf-
krise und zur Situation im südlichen Afrika
und in Somalia.

EPZ/Golfkonflikt

28. Febmar: Die Zwölf begrüßen das Ende der
Kampfhandlungen in der Golfregion und
äußern sich befriedigt über die Befreiung Ku-
waits. Die Zwölf sichern ihre politische und
finanzielle Hilfe der Region zu, um zukünfti-
gen Frieden, Stabilität und Entwicklung garan-
tieren zu können.

über die künftigen bilateralen Beziehungen
zwischen der EG und San Marino.

Baltikum

3. Man: Die Unionsrepubliken Estland und
Lettland, die die Souveränität beanspruchen,
halten Volksabstimmungen über die Frage der
Unabhängigkeit von der Sowjetunion ab. In
beiden Ländern spricht sich eine große Mehr-
heit für die Unabhängigkeit aus.

Regierungskonferenz Politische Union

4. März: Der Rat der Außenminister trifft zu
seiner dritten Tagung in Brüssel zusammen
und erörtert das Thema der demokratischen
Legitimität, wobei besonders die Rolle des EP
bei der Ernennung der Mitglieder der Kom-
mission und ihres Präsidenten im Mittelpunkt
stehen. Für die Ernennung ergeben sich zwei
Verfahrensweisen, zum einen die formelle
Genehmigung des EP zur Zusammensetzung
der Kommission als Kollegium und zum ande-
ren eine Doppelinvestitur des Präsidenten und
dann die des Kollegiums. In Fragen der Mit-
bestimmung des Parlaments und des Rates
werden die Möglichkeit eines sogenannten
Pendelverkehrs zwischen beiden Organen oder
die Einrichtung einer Schlichtungsstelle bera-
ten.

Agrarpolitik

4. Man: Der Rat der Landwirtschaftsminister
tauscht auf seiner Sitzung in Brüssel Meinun-
gen über den Agrarbereich der Uruguay-Run-
de sowie über die Festsetzung der Agrarpreise
und flankierenden Maßnahmen 1991/1992 aus.
Darüber hinaus wird ein Vorschlag der Kom-
mission über die Einrichtung eines Informa-
tionszentrennetzes für Maßnahmen zur Ent-
wicklung des ländlichen Raumes und der
Agrarmärkte geprüft.

März

San Marino

1. Man: Der Außenminister von San Marino,
Gabriele Gatti, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche

EPZ/Baltikum

4. Man: Die Zwölf würdigen die Bedeutungen
der Volksabstimmungen in den drei baltischen
Republiken und ermahnen zur Aufnahme
eines Dialoges zwischen der Sowjetunion und
den baltischen Republiken.
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Deutschland

4. März: Umweltminister Klaus Töpfer verein-
bart mit dem polnischen Umweltminister,
Maciej Nowicki, während eines Treffens in
Bonn die Errichtung eines gemeinsamen Um-
weltrates sowie einer Oder-Schutzkommission,
an der neben Polen und Deutschland auch die
CSFR und die EG beteiligt werden soll.

Allgemeine Angelegenheiten

4J5. Man: Der Rat der Außenminister einigt
sich auf seiner Tagung in Brüssel auf eine
Finanzhilfe für Israel und die palästinensische
Bevölkerung in den besetzten Gebieten und
verabschiedet Verordnungen über Nahrungs-
und Arzneimittelsoforthilfen für Rumänien,
Bulgarien und der UdSSR. Weitere behandelte
Punkte sind die Beziehungen zur Türkei, zu
den EFTA-Ländern, zu Jugoslawien, zum
Golf-Kooperationsrat sowie Gespräche über
die dritte Ministerratstagung über die Politi-
sche Union, die Europäische Energiecharta,
die Aufhebung des Embargos gegen Kuwait
und über die technische Hilfe für die UdSSR.

Naher Osten

6.17. Man: Die Außenminister Luxemburgs,
Italiens und der Niederlande treffen zu Ge-
sprächen in Syrien, Israel und Jordanien ein
und konferieren jeweils mit dem Außenmini-
ster von Syrien, Farouk as-Sharea, dem jorda-
nischen König Hussein und dem israelischen
Ministerpräsidenten, Yitzhak Shamir, über die
Lage in der Region nach Beendigung des
Golfkrieges und über die Möglichkeiten einer
Friedensordnung für den Nahen Osten nach
dem Vorbild des KSZE-Abkommens von Hel-
sinki. Darüber hinaus ruft die EG-Troika Ara-
ber und Israelis zu vertrauensbildenden Maß-
nahmen auf.

Schweden

6.17. Man: Der schwedische Finanzminister
Larsen stattet der Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führte Gespräche u. a. über den
möglichen Beitritt Schwedens zur Gemein-
schaft, die Wirtschafts- und Währungsunion,
den Europäischen Wirtschaftsraum und die
politische und militärische Zusammenarbeit.

Mittel- und Osteuropa

6.—12. Man: Der Vizepräsident der Kommis-
sion Andriessen besucht offiziell die Haupt-
städte Warschau, Budapest, Prag, Sofia und
Bukarest und trifft dort mit den jeweiligen
Staatsoberhäuptern und verschiedenen Regie-
rungsmitgliedern zusammen. Andriessen spricht
über die Fortschritte der politischen und wirt-
schaftlichen Reformen und über die Hilfspro-
gramme für 1991 und für 1992. In den Gesprä-
chen mit Ungarn, Polen und der tSFR wird
der Stand der Verhandlungen über die künfti-
ge Assoziierung erörtert.

Kommission

7. Man: Kommissionspräsident Jacques Delors
erörtert in einer Rede vor dem International
Institute for Stategic Studies (IISS) in London
grundlegende Fragen der künftigen Gemein-
samen Sicherheits- und Außenpolitik der EG
und bekräftigt die Notwendigkeit der Politi-
schen Union und der WEU.

Naher Osten

8. Man: In der libyschen Hauptstadt Tripolis
treffen die Außenminister der EG-Troika mit
den Vertretern der Maghreb-Staaten zu Ge-
sprächen über bilaterale Beziehungen, die
Lage in der Region und die künftige Friedens-
regelung im Nahen Osten zusammen.

Binnenmarkt

8.19. März: In Luxemburg kommt der Mini-
sterrat für Binnenmarktfragen zu einer infor-
mellen Tagung zusammen und berät über den
Fortschritt des zu vollendenden Binnenmark-
tes, das Statut für europäische Unternehmen,
die Umsetzung europäischer Richtlinien in die
nationale Gesetzgebung sowie die fehlende
Tranzparenz der europäischen Gesetzgebung.

Österreich

11. Man: Der österreichische Minister für
Wissenschaft und Forschung, Busek, unter-
zeichnet während seines Besuchs bei der Kom-
mission in Brüssel zwei Kooperationsabkom-
men über Gesundheits- und medizinische For-
schung sowie über einen Plan zur Stimulierung
der Wirtschaftswissenschaften (SPES).
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März

Europäisches Parlament

11.—15. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Das Parlament führt eine eingehende
Debatte über die erste Phase der Wirtschafts-
und Währungsunion und das Europäische
Währungssystem im gegenwärtigen wirtschaftli-
chen Kontext sowie über den Jahreswirt-
schaftsbericht 1990-1991 und die Wirtschafts-
lage der Gemeinschaft. Weiterer Tagesord-
nungspunkt sind die Außenbeziehungen der
Gemeinschaft im Hinblick auf den Europäi-
schen Wirtschaftsraum.

Ägypten

12. Man: Der italienische Außenminister,
Gianni De Michelis, kommt mit seinem ägypti-
schen Amtskollegen Meguid und dem ägypti-
schen Präsidenten Mubarak zusammen und
spricht sich trotz israelischer Einwände für die
von der EG geforderte internationale Kon-
ferenz unter Beteiligung der PLO aus.

Wirtschaft und Finanzen

18. März: In Brüssel tagt der Ministerrat für
Wirtschaft und Finanzen und erörtert u. a. den
Abbau der Steuergrenzen, den Stand der Bera-
tungen zur Wirtschafts- und Währungsunion,
die Organisation der Europäischen Zentral-
bank sowie Maßnahmen zugunsten Mittel- und
Osteuropas.

Umweltpolitik

18J19. März: Der Ministerrat für Umweltfra-
gen tagt in Brüssel und nimmt eine Richtlinie
über die Behandlung kommunaler Abwässer
an. Er erzielt Einvernehmen über die Einstu-
fung, Verpackung und Kennzeichnung von
gefährlichen Stoffen sowie zur Verringerung
der Emmissionen bei Dieselmotoren. Weitere
Gesprächsthemen sind u. a. die Umweltrisiken
chemischer Altstoffe, die Schaffung eines Um-
welt-Finanzierungsinstruments (LIFE) sowie
ein gemeinschaftliches System zur Vergabe
eines Umweltzeichens.

San-Jose-Konferenz

18.119. Man: In der nicaraguanischen Haupt-
stadt Managua findet das jährliche Treffen
zwischen der EG und den mittelamerikani-

schen Ländern statt. Die Außenminister ver-
abschieden ein gemeinsames Kommunique, in
dem die Ergebnisse der Beratung hinsichtlich
der wirtschaftlichen Integration der Region,
der Wirtschaftsentwicklung, der Stärkung der
Demokratie, der Flüchtlingshilfe, der Handels-
kooperationen sowie der Auslandsschulden
und der Bewältigung von Umweltproblemen
festgehalten sind.

Europarat

19.-21. Man: In Straßburg findet die jährliche
Konferenz der Gemeinden und Regionen
Europas statt. Themen sind u. a. eine europa-
weite Raumplanungspolitik, die Schaffung
einer Europäischen Stadtcharta, in der die
Rechte und Pflichten der Stadtbewohner ange-
sichts der Häufung von Drogen, Gewalt, Ver-
kehr und Umweltverschmutzung festgeschrie-
ben werden sollen sowie die technische Unter-
stützung für die Länder, Gemeinden und Krei-
se in Osteuropa.

Deutschland

19. März: In Bonn trifft sich der niederländi-
sche Außenminister van den Broek mit seinem
Amtskollegen Genscher und berät über die
künftige Sicherheitsarchitektur Europas und
der WEU sowie der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik der EG.

Kommission

20. März: Die Kommission empfängt den
tschechischen Präsidenten Vaclav Havel und
führt Gespräche über die Finanzhilfen für Ost-
und Mitteleuropa. Darüber hinaus fordert
Havel mehr Flexibilität bei der Öffnung der
europäischen Märkte und erklärt die Notwen-
digkeit der Unterstützung seines Landes von
Seiten der Gemeinschaft.

Binnenmarkt

21. März: In Brüssel tagt der Rat für Binnen-
marktfragen. Er erörtert u. a. ein Versiche-
rungsabkommen zwischen der EG und der
Schweiz, die berufliche Fortbildung der Zoll-
beamten, Transeuropäische Netze sowie das
Grünbuch zur Entwicklung der europäischen
Normung.
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Türkei

21. März: In Brüssel findet eine Tagung eines
gemischten parlamentarischen Ausschusses,
zusammengesetzt aus Kommissionsmitgliedern
und türkischen Regierungsmitgliedern, statt,
um die Beziehungen der Gemeinschaft zur
Türkei und die Stellung der Türkei als natürli-
ches Bindeglied zwischen Europa und dem
Nahen Osten zu erläutern.

EGKS

22. März: Der beratende Ausschuß der EGKS
gibt auf seiner Sitzung in Luxemburg eine
Stellungnahme über den Bericht über den
Markt für feste Brennstoffe der Gemeinschaft
im Jahre 1990 und über die Aussichten für
1991.

EPZ/Kap Verde

22. März: Die Zwölf beglückwünschen den
demokratisch gewählten Präsidenten von Kap
Verde, Antonio Mascarenhas Monteiro, zu
seiner Wahl.

Jugoslawien

25. März: In Belgrad unterzeichnen Vertreter
der Gemeinschaft und Jugoslawiens ein Tran-
sitverkehrabkommen, das u. a. eine Aufstok-
kung des jährlichen Transitkontingents im
Straßengüterverkehr um 5% vorsieht.

Agrarpolitik

25.126. März: Der Ministerrat für Landwirt-
schaft kommt in Brüssel zu einer Beratung
über die Uruguay-Runde zusammen und führt
eine Aussprache über die Agrarpreise und
über die flankierenden Maßnahmen der Agrar-
politik der Gemeinschaft.

Regierungskonferenz/EPZ

26. März: Die Außenminister der Gemein-
schaft kommen zu einem informellen Treffen
auf Schloß Senningen in Luxemburg zusam-
men und beraten über die künftige Außen-
und Sicherheitspolitik sowie die militärische
Integration der Gemeinschaft.

EPZ/Jugoslawien

26. März: Die Zwölf äußern sich besorgt über
die Lage in Jugoslawien und rufen alle Betei-
ligten zu gewaltfreien Konfliktlösung auf. Die
Zwölf sind der Ansicht, daß ein vereintes de-
mokratisches Jugoslawien die besten Chancen
für eine Integration in das neue Europa hat.

EPZ/Südamerika

26. Man: Die Zwölf begrüßen die Unterzeich-
nung eines Vertrages zwischen den Ländern
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay
über die Gründung eines gemeinsamen Mark-
tes in Südamerika (Mercosur).

Verkehrs politik

27. März: Der Rat der Verkehrsminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel die Neustruktu-
rierung staatlicher Eisenbahngesellschaften, die
Harmonisierung der Kontrollen von Personen-
fahrzeugen, die Integration Norwegens und
Schwedens in den gemeinschaftlichen Luft-
verkehrsmarkt sowie die Gefahr der Verdrän-
gung kleinerer Fluggesellschaften und die
Frage steuerlicher Ungleichbehandlung.

Schengener Abkommen

29. März: Die Schengener Vertragsstaaten
unterzeichnen mit Polen ein Abkommen über
den visafreien Verkehr für dreimonatige Be-
suchsreisen.

April

Tunesien

2. April: In Brüssel treffen Vertreter der Ge-
meinschaft und Tunesiens zur Unterzeichnung
des vierten Finanzprotokolls zusammen, das
landwirtschaftliche und industrielle Entwick-
lung, die handelspolitische, wissenschaftliche
und technologische Zusammenarbeit sowie
Ausbildung und Umweltschutz fördern soll.

Jugoslawien

2. April: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der Gemeinschaft und Jugoslawiens das dritte
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Finanzprotokoll über einen Zeitraum von fünf
Jahren. Es sieht hauptsächlich die Verbesse-
rung der jugoslawischen Infrastruktur vor.

KSZE

2.13. April: In Madrid beschließen die parla-
mentarischen Vertreter der 34 KSZE-Staaten
die Schaffung einer parlamentarischen Ver-
sammlung der KSZE.

Europäisches Parlament/Lateinamerika

2.-5. April: In Sevilla findet eine Interparla-
mentarische Konferenz des EP mit Vertretern
lateinamerikanischer Parlamente statt. Thema
ist die Reaktivierung der Zusammenarbeit im
Bereich der Drogenbekämpfung, des Umwelt-
schutzes und der Entwicklungspolitik.

Polen

3. April: Der polnische Staatspräsident, Lech
Walesa, stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab, um Gespräche über den
Abschluß eines Assoziierungsabkommens und
den mittelfristigen Beitritt Polens zur Gemein-
schaft zu führen.

EPZ/Irak

3. April: Die Zwölf fordern von der irakischen
Regierung die Beendigung der militärischen
Repressionen gegenüber der kurdischen und
schiitischen Minderheiten und verlangen die
Beachtung der Rechte der verschiedenen Be-
völkerungsgruppen.

Regierungskonferenz/WWU

8. April: Während der fünften Ministertagung
der Regierungskonferenz über die Wirtschafts-
und Währungsunion in Brüssel beraten die
Teilnehmer die Frage des Übergangs zur zwei-
ten Stufe zur Verwirklichung der Wirtschafts-
und Währungsunion am 1. Januar 1994.

Wirtschaft und Finanzen

8. April: In Brüssel tagt der Rat für Wirt-
schafts- und Finanzfragen und berät u. a. über
die Maßnahmen zugunsten der mittel- und
osteuropäischen Länder, über die Schuldentil-
gung der AKP-Staaten, über die Unterneh-

mensbesteuerung und Steuern im Straßenver-
kehrssektor sowie über die Agrarpreise.

Europäischer Rat

8. April: Der Europäische Rat beschließt auf
einer Sondertagung in Luxemburg massive
humanitäre Unterstützungsmaßnahmen für die
verfolgten Kurden und Schiiten in Irak.

Wirtschaftskommission für Europa

9. 19. April: In Genf verabschiedet die Wirt-
schaftskommission für Europa ihr Arbeitspro-
gramm für 1991/1992 und faßt eine Reihe von
Beschlüssen bezüglich der Zusammenarbeit in
den Bereichen Umwelt, Verkehr, Wirtschafts-
analysen sowie Unterstützungsmaßnahmen für
die osteuropäischen Länder.

Vereinte Nationen

10. April: Der UN-Generalsekretär, Javier
Perez de Cuellar, kommt in New York mit
Kommissionspräsident Delors und dem amtie-
renden Ratspräsidenten Jacques Santer zu
Gesprächen über die Lage im Nahen Osten
und die Flüchtlingproblematik zusammen. Die
EG-Vertreter unterbreiten dem Generalsekre-
tär Vorschläge zur Errichtung von Schutzzo-
nen für die Kurden im Norden Iraks.

Verkehrspolitik

11. April: In Mayrhofen (Zillertal) kommen die
Verkehrsminister Österreichs, Luxemburgs, der
Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland
mit dem für Verkehrsfragen zuständigen EG-
Kommissar, Karel van Miert, zu Beratungen
über den Abschluß eines Alpentransitabkom-
mens zwischen Österreich und der Europäi-
schen Gemeinschaft zusammen.

Vereinigte Staaten von Amerika

11. April: Kommissionspräsident Delors und
Ratspräsident Santer treffen in Washington
mit dem amerikanischen Präsidenten Bush
zusammen, um Gespräche über die Lage in
Mittel- und Osteuropa und der Golfregion zu
führen. Die Beziehungen zur Sowjetunion, die
Zukunft Europas nach dem KSZE-Gipfel und
der Stand der GATT-Verhandlungen sind
weitere Gesprächsthemen.
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Kanada

12. April: In Ottawa treffen Kommissionspräsi-
dent Delors und der amtierende Ratspräsident
Santer mit dem kanadischen Premierminister
Mulroney zusammen, um Gespräche über die
GATT-Verhandlungen, die Lage im Nahen
Osten und am Golf sowie den Aufbau Europas
zu führen.

China

12. April: Der Stellvertretende chinesische
Ministerpräsident, Zhu Rongji, stattet der
Kommission in Brüssel einen Besuch ab, um
die Ausrichtung seiner Regierung auf wirt-
schaftliche Reformen und die Öffnung Chinas
gegenüber dem Ausland zu betonen.

Handelspolitik

12. April: Die Handelsminister der Gemein-
schaft kommen zu einer informellen Tagung
auf Schloß Burglinster (Luxemburg) zusam-
men. Gesprächsthemen sind die Auswirkungen
von Umweltschutzbestimmungen auf den Han-
del und Wettbewerbsverzerrungen im Handel.

Regierungskonferenz Politische Union

15. April: Auf der vierten Tagung der Regie-
rungskonferenz über die Politische Union
beraten die Minister der Gemeinschaft über
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
und Fragen der Mitentscheidungsmöglichkeiten
des EP bei der Rechtsetzung, zu dem die
Außenminister Deutschlands und Italiens eine
gemeinsame Erklärung vorgelegt haben.

Allgemeine Angelegenheiten

75. April: Der Rat der Außenminister berät
über die Fortschritte Südafrikas bei der Ab-
schaffung der Apartheid und beschließt die
restriktiven Maßnahmen aufzuheben. Weiter-
hin wird der Verhandlungsstand über den ge-
planten gemeinsamen Wirtschaftsraum mit der
EFTA und der Verhandlungsstand über die
Assoziierungsabkommen mit den Ländern Un-
garn, Polen und der CSFR erörtert.

EBWE

15. April: Die in der britischen Hauptstadt
angesiedelte Europäische Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung nimmt mit einem
Treffen der Staats- und Regierungchefs der
beteiligten Länder ihre Arbeit auf.

Europäisches Parlament

15.-19. April: In Straßburg findet die Plenar-
tagung des EP statt. Das EP führt eine Aus-
sprache über den von der Ratspräsidentschaft
vorgelegten Vertragsentwurf zur Politischen
Union insbesondere über die vom Parlament
geforderte Ausweitung des Mitspracherechts
beim Erlaß von EG-Rechtsakten, der Ernen-
nung der Kommission, der Ratifizierung von
Verträgen sowie der Festlegung eigener Mittel.
Weitere Themen sind die Ergebnisse des infor-
mellen Europäischen Rates vom 8. April, die
Lage der Kurden im Irak, die Forderung der
Gemeinschaft nach einer Nahost-Friedenskon-
ferenz, die Kontrolle des Waffenhandels und
Rüstungszusammenarbeit der Gemeinschaft
sowie die weitere Entwicklungshilfe für Afrika
und die Beitrittsmöglichkeiten der Länder Ost-
und Mitteleuropas im Rahmen der Assoziie-
rungsabkommen. Im zweiten Teil der Tagung
werden haushaltspolitische Fragen, so u. a. die
Leitlinien für die Haushaltsplitik 1992 erörtert.

Regierungskonferenz Politische Union

16. April: Der luxemburgische Außenminister
Jacques Poos legt seinen Amtskollegen ein
non-paper, den ersten Entwurf eines Gesamt-
vertrages über die Politische Union, vor. Un-
einigkeit herrscht über den Vorschlag, dem EP
eine Mitentscheidung bei Rahmengesetzen der
EG und damit eine teilweise Gleichstellung mit
dem Ministerrat einzuräumen.

Fischereipolitik

18. April: Der Rat für Fischereifragen berät
auf seiner Tagung in Brüssel über den Bericht
der Kommission über die künftige Fischereipo-
litik der Gemeinschaft, die Erfassung von Da-
ten über die Anlandung von Fischereiproduk-
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ten und technische Maßnahmen zur Erhaltung
der Fischbestände.

Österreich

19. April: Der österreichische Außenminister,
Alois Mock, stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über
den Verhandlungsstand des Europäischen
Wirtschaftsraums zwischen der EG und den
EFTA-Staaten und erklärt, daß, wenn die
Verhandlungen scheitern sollten, Österreich
seinen Beitritt zur Gemeinschaft um so kon-
sequenter verfolgen werde.

Agrarpolitik

22J23. April: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster kommt zu Beratungen in Brüssel zusam-
men. Themen sind die Festsetzung der Preise
für landwirtschaftliche Erzeugnisse und be-
stimmte flankierende Maßnahmen, die An-
passung der Milchquotenregelung und der
Stand der Uruguay-Runde.

Europarat

22. —26. April: In Straßburg berät der Europa-
rat auf seiner Frühjahrstagung die Entwicklung
der ost- und mitteleuropäischen Staaten und
deren Integration innerhalb Europas. Der
tschechoslowakische Parlamentspräsident
Alexander Dubcek ruft zur Unterstützung
dieser Länder auf. Darüber hinaus erörtert die
Versammlung die Zypernfrage, die Abwande-
rungs- und Flüchtlingsprobleme und die Lage
der kurdischen Bevölkerung. Abschließend
wird der Vorschlag der Schaffung einer Kon-
ferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im
Mittelmeerraum (KSZM) vorgebracht.

Algerien

23. April: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der Gemeinschaft und Algeriens das vierte
Finanzprotokoll mit einem Volumen von ins-
gesamt 350 Mio. ECU zugunsten Algeriens.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

23.124. April: Auf der 286. Plenartagung befaßt
sich der WSA hauptsächlich mit Fragen be-
züglich der Harmonisierung der Umsatz- und

Verbrauchssteuern und verabschiedet Stellung-
nahmen zu verschiedenen Themenbereichen.

Forschungspolitik

24. April: Die Forschungsminister der Gemein-
schaft beraten in Brüssel über die Umsetzung
des Rahmenprogramms für Forschung und
technologische Entwicklung 1990—1994.

Israel

24. April: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der Gemeinschaft und Vertreter Israels das
vierte Finanzprotokoll über insgesamt 82 Mio.
ECU zugunsten Israels.

Zypern

25. April: Der Handels- und Industrieminister
von Zypern, Nemitsas, stattet der Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gesprä-
che über die Aussichten der Verhandlungen im
Rahmen des GATT, das Assoziierungsabkom-
men und den von Zypern im Juli 1990 gestell-
ten Beitrittsantrag.

Rio-Gruppe

26. April: In Luxemburg kommt es zur ersten
institutionalisierten Zusammenkunft zwischen
der Gemeinschaft und den lateinamerikani-
schen Ländern der Rio-Gruppe. Gesprächs-
themen sind u. a. die Realisierung der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit, die Auslandsver-
schuldung und die Frage, wie in Lateinamerika
auf regionaler Ebene ein Ausbau der vertragli-
chen Beziehungen zur Gemeinschaft errichtet
werden kann. Außerdem werden der Verhand-
lungsstand der Uruguay-Runde und die Aus-
wirkungen des Binnenmarktes von 1993 an auf
die lateinamerikanischen Ausfuhren erörtert.
Am Rande der Tagung unterzeichnen die EG
und Mexiko ein Rahmenabkommen über die
bilaterale Zusammenarbeit beider Staaten.

EPZ/Außenbeziehungen

27. April: In Mondorf-les-Bains (Luxemburg)
kommen die Außenminister der EG zu einer
informellen Tagung zusammen und beraten
über die Lage im Nahen und Mittleren Osten,
die Politische Union und die Schaffung eines
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Waffenexportregisters, um den internationalen
Waffenstrom transparenter zu machen.

Industriepolitik

29. April: Die für Industriefragen zuständigen
Minister beraten in Brüssel über die Bedeu-
tung und Entwicklung der Elektronik- und
Informatikindustrie, die Zukunft des EGKS-
Vertrages, die Lage der Textil- und Beklei-
dungsindustrie sowie über die Wettbewerbs-
fähigkeit der Biotechnologie-Industrie und das
Aktionsprogramm zugunsten kleiner und mitt-
lerer Unternehmen der Gemeinschaft.

Mercosur-Gruppe

29. April: Die Außenminister der vier Mitglied-
staaten des Mercosur, des gemeinsamen Mark-
tes im südlichen Teil von Südamerika, statten
der Kommission in Brüssel einen Besuch ab,
um der Kommission die Ziele des Mercosur
darzulegen, der aufgrund des Vertrages von
Asunciön vom 26. März 1991 errichtet wurde.
Der Mercosur-Gruppe gehören Argentinien,
Brasilien, Paraguay und Uruguay an.

Sowjetunion

29.130. April: Der sowjetische Außenminister,
Valentin Pawlow, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab, um Gespräche über
die Verzögerungen in bezug auf die Nahrungs-
mittel-Soforthilfe der EG für die sowjetische
Bevölkerung zu führen.

Mai

GATT

2. Mai: Der Generalsekretär des GATT,
Arthur Dunkel, stattet der Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führte Gespräche
über alle Verhandlungsthemen der Uruguay-
Runde einschließlich der Landwirtschaft.

EPZ/Israel

3. Mai: Die Zwölf äußern ihre Besorgnis über
neue israelische Siedlungen in den besetzten
Gebieten, die eindeutig gegen die Genfer
Konvention verstoßen und rufen auf, neue

Siedlungen in den besetzten Gebieten weder
zu erlauben noch zu ermutigen.

Arbeit und Soziales

6. Mai: Auf einer informellen Tagung beraten
die Minister für Arbeit und Soziales über Di-
rektiven im Zusammenhang mit der Durch-
führung der gemeinschaftlichen Sozialcharta
sowie über die Sozialpolitik im Kontext der
Pläne zur Politischen Union.

AKP-Staaten

6.17. Mai: In Luxemburg findet ein Minister-
treffen zwischen der EG und den AKP-Staaten
statt, um über die Ratifizierung der Verhand-
lungen von Lome IV, die sich auf europäischer
Seite verzögert haben, zu informieren. Kritik-
punkte der AKP-Minister sind die Öffnung des
europäischen Marktes für andere Länder,
wodurch die ärmsten AKP-Staaten Nachteile
erleiden könnten sowie die Entscheidung der
EG der Aufhebung der Sanktionen gegen
Südafrika.

Regionen

8. Mai: Im österreichischen Linz treffen Ver-
treter aus 37 Ländern, Regionen und autono-
men Gemeinschaften der EG zu einer Kon-
ferenz "Europa der Regionen" zusammen.
Vorrangige Themen sind das Subsidiaritäts-
prinzip in bezug auf die Politische Union und
die Schaffung eines Regionalorgans, über das
die Regionen am Entscheidungsprozeß der EG
beteiligt werden sollen sowie der Nationalitä-
tenkonflikt in Jugoslawien.

Europarat

9.110. Mai: In Oslo tagen im Rahmen der 1971
gegründeten Pompidou-Gruppe Vertreter der
Mitgliedstaaten und der osteuropäischen Län-
der, darunter auch die Sowjetunion. Im Mittel-
punkt der Gespräche stehen die Bekämpfung
des internationalen Drogenhandels, durch die
verstärkte Zusammenarbeit mit den osteuro-
päischen Staaten und die Schaffung einer
zentralen europäischen Behörde, die Maßnah-
men gegen Drogenhandel einleiten und wirksa-
me juristische Mittel gegen den Schmuggel
erarbeiten soll.
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Mai

Golf-Kooperationsrat

10.111. Mai: In Luxemburg findet die zweite
Ministertagung der EG mit dem Golf-Koope-
rationsrat (GCC) statt. Beide Seiten erklären
ihre Unterstützung für die amerikanischen
Friedensbemühungen im Nahen Osten. Die
EG fordert die Mitglieder des GCC darüber
hinaus auf, die Sanktionen gegen jene europäi-
schen Unternehmen aufzuheben, die in Israel
investieren.

Wirtschafts- und Währungsunion

10.111. Mai: Die Wirtschafts- und Finanzmini-
ster der Gemeinschaft erörtern auf einer infor-
mellen Tagung die Zuständigkeit in der Geld-
politik, die Schaffung der Europäischen Zen-
tralbank in der zweiten Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion sowie die Schwankungs-
breite der Währungen und die Schaffung eines
einheitlichen Mehrwertsteuersatzes.

Politische Union

11. Mai: In Berlin treffen die Parlamentspräsi-
denten der Mitgliedstaaten und Vertreter des
EP zu Beratungen über den Fortgang der
Regierungskonferenz über die Politische
Union zusammen, in denen das EP eine syste-
matische und konsequente Information über
die Entscheidungsfindung und die Möglichkeit
einer Mitentscheidung verlangt.

Regierungskonferenz/
Allgemeine Angelegenheiten

13.114. Mai: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner fünften Tagung im Rahmen der
Regierungskonferenz zur Politischen Union in
Brüssel über die Hilfsmaßnahmen für das Ka-
tastrophengebiet in Bangladesch, über die
Beziehungen zu Israel und der Türkei sowie
über die geplante Ministertagung der EWG —
EFTA. Die Minister erörtern die Rolle der
Europäischen Investitionsbank außerhalb der
Gemeinschaft, das Thema Europabürgerschaft
sowie die Anwendung des Subsidiaritätsprin-
zips innerhalb der Europäischen Sozialcharta.

EFTA

13.114. Mai: Auf der Ministertagung von EG
und EFTA in Brüssel wird im Rahmen der

Verhandlungen über den geplanten Europäi-
schen Wirtschaftsraum Einigung bezüglich
einem unabhängigen gemeinsamen Gerichts-
hof, in dem die EG durch fünf und die EFTA
durch drei Richter vertreten sein soll, erzielt.
Einigung wird auch in bezug auf eine allgemei-
ne Schutzklausel, auf die bei schwerwiegenden
Problemen zurück gegriffen werden kann,
sowie beim Thema der Notwendigkeit eines
gemeinsamen Überwachungssystems erzielt.

Europäisches Parlament

13.—17. Mai: In Straßburg findet eine Plenarta-
gung des EP statt. Das EP erörtert einen
Bericht des Politischen Ausschusses, in dem
die Aufstellung multinationaler europäischer
Streitkräfte zur Friedenssicherung empfohlen
wird und beschließt die Aufstockung von
Haushaltsmitteln in Höhe von 603 Mio. ECU
für das laufende Jahr. Weitere Themen sind
die Friedensregelung für den Nahen und Mitt-
leren Osten, die Gewalttaten gegen die Bevöl-
kerung in Berg-Karabach und Armenien, die
Festlegung der Agrarpreise sowie die Durch-
führung eines Aktionsplans im Rahmen der
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
und eines Aktionsplans "Europa gegen AIDS".
Außerdem wird eine Resolution gegen die
geplante Machtübernahme durch das Militär in
Jugoslawien verabschiedet. Die Finanzhilfe für
die UdSSR, Ungarn und Bulgarien in Höhe
von insgesamt 1,345 Mrd. ECU wird von den
Parlamentariern bestätigt.

Israel

14. Mai: In Brüssel tagt der Kooperationsrat
aus Vertretern der EG und Israels, um über
eine Annäherung Israels an Europa in Rah-
men des Binnenmarktes, Maßnahmen zur Be-
endigung des arabischen Boykotts gegen israe-
lische und dort ansässige Unternehmen sowie
die Gründung einer regionalen Zusammen-
arbeit mit den arabischen Ländern zu reden.

Europarat

15. Mai: Die Teilnehmer der Viererkonferenz
EWG-Europarat in Straßburg befassen sich mit
dem geplanten Beitritt der mittel- und osteuro-
päischen Länder zum Europarat und den Asso-
ziierungsabkommen dieser Länder mit der
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Gemeinschaft sowie mit der bedrohlichen Ent-
wicklung in Jugoslawien und den Spannungen
zwischen der Sowjetunion und ihren Republi-
ken. Darüber hinaus wird die Notwendigkeit
der Zusammenarbeit zwischen dem Europarat
und der Gemeinschaft und deren Beitritt zum
Europarat besprochen.

Neuseeland

16.—18. Mai: Kommissionsvizepräsident Frans
Andriessen und der neuseeländische Außen-
minister McKinnon unterzeichnen in Welling-
ton eine Vereinbarung zur Begründung der
Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft
und Neuseeland in Wissenschaft und Technik.

Singapur

17. Mai: Kommissionsmitglied Abel Matutes
erörtert mit Vertretern der Regierung Singa-
purs den Ausbau der Beziehungen in den
Bereichen Wirtschaft und Technik, den Ver-
handlungsstand der Uruguay-Runde sowie die
nächste Ministertagung zwischen EG und
ASEAN und die Beziehungen zwischen der
Gemeinschaft und Asien.

Australien

20. Mai: Kommissionsmitglied Frans An-
driessen und der australische Außenminister
Evans unterzeichnen in Canberra einen Brief-
wechsel zur Intensivierung der Zusammen-
arbeit im Umweltschutz und erörtern die Fort-
schritte der bilateralen Beziehungen in den
Bereichen wie Wissenschaft und Technik, In-
dustrie, Handel, Umwelt, Energie und Ent-
wicklungshilfe. Unstimmigkeiten herrschen
nach wie vor im Agrarbereich.

Agrarpolitik

21. —24. Mai: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster einigt sich in Brüssel auf die Agrarpreise
für das laufende Wirtschaftsjahr 1991/1992 und
verständigt sich auf die Mengenbegrenzung zur
Eindämmung der Produktion landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse. Ferner soll im Getreidesek-
tor ein zusätzliches Flächenstillegungs-Pro-
gramm eingeführt werden.

EPZ/Indien

22. Mai: Die Zwölf verabschieden eine ge-
meinsame Erklärung zum gewaltsamen Tod
des indischen Premierministers und Vorsitzen-
den der Kongreß-Partei, Rajiv Gandhi, und
würdigen seine Tätigkeit als Premierminister in
den Jahren 1984 bis 1989.

Japan

22.-25. Mai: Kommissionspräsident Jacques
Delors trifft in Tokio mit dem japanischen
Ministerpräsidenten Kaifu zusammen, um die
gegenseitigen Beziehungen und die Beziehun-
gen Japans zu den Vereinigten Staaten zu
erörtern. Weiteres Gesprächthema ist der
Wunsch der EG nach stärkerer Beteiligung Ja-
pans an den Hilfsmaßnahmen zugunsten Mit-
tel- und Osteuropas und der Sowjetunion.

EFTA

23.124. Mai: In Wien findet die jährliche Mini-
stertagung zwischen den Vertretern der Ge-
meinschaft und den EFTA-Staaten statt. Erör-
tert werden die nach der Ministertagung vom
13. und 14. Mai noch offenen politischen Fra-
gen, deren Klärung und Abschluß auf der
nächsten Tagung am 18. Juni erreicht werden
soll.

Polen

23.124. Mai: Kommissionsvizepräsident Sir
Leon Brittan trifft in Warschau zu Gesprächen
über die Wirtschafts,- Geld- und Wettbewerbs-
politik in Polen ein und erörtert die Reform
des Bankensektors sowie die Eröffnung der
Börse in Warschau.

Entwicklungspolitik

27. Mai: Der Ministerrat für Entwicklungs-
fragen berät in Brüssel über eine Erhöhung
der Lebensmittel-Soforthilfe für die hungernde
Bevölkerung Afrikas, die Zusammenarbeit mit
den Nichtregierungsorganisationen und die
Verwendung der Gegenwertmittel aus den
verschiedenen Instrumenten der Entwicklungs-
hilfe. Weitere behandelte Punkte sind u. a. die
Ratifizierung des Lome IV-Abkommens, die
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Juni

tropischen Regenwälder und der Kampf gegen
AIDS.

Drogenbekämpfung

27. Mai: In Brüssel berät der Europäische
Ausschuß für Drogenbekämpfung (CELAD)
über die Errichtung eines europäischen Dro-
genbeobachtungszentrums sowie über die soge-
nannten Drogenzwischenstoffe.

EPZ/Surinam

27. Mai: Die Zwölf begrüßen die Abhaltung
freier Wahlen in Surinam und geben ihrer
Hoffnung auf den Fortgang des demokrati-
schen Prozesses in dem Land Ausdruck.

ASEAN

30.131. Mai: In Luxemburg treffen die Ver-
treter der Gemeinschaft und der ASEAN-
Staaten zusammen, um den Abschluß eines
neuen Kooperationsabkommens im Bereich
der Wirtschaftsbeziehungen zu beschließen.
Weitere Themen sind die demokratischen
Entwicklungen in Birma und Vietnam sowie
die Verschlechterung der politischen Situation
in Kambodscha.

Rumänien

30. Mai: In Brüssel tagt ein gemischter Aus-
schuß mit Vertretern der Gemeinschaft und
Rumäniens, um Informationen über die Wirt-
schaftslage in Rumänien auszutauschen. Dar-
über hinaus wird die Bedeutung des neuen
Handels- und Kooperationsabkommens für den
wirtschaftlichen Wiederaufbau betont.

Beschäftigungspolitik

30. Mai: Auf einer Sitzung erörtert der Ständi-
ge Ausschuß für Beschäftigungsfragen die
Notwendigkeit der Weiterbildung, die sozialen
Veränderungen durch die technologische Ent-
wicklung sowie die Notwenigkeit eines baldi-
gen Abschlusses eines Übereinkommens im
Rahmen der GATT-Verhandlungen, um nega-
tive Auswirkungen auf Wirtschaft und Beschäf-
tigung fernzuhalten. Darüber hinaus wird eine
Intensivierung der Maßnahmen der Struktur-
fonds und der Regionalpolitik befürwortet.

Energiepolitik

31. Mai: Der Ministerrat für Energiefragen
befaßt sich auf seiner Tagung in Brüssel mit
Fragen der Energieversorgung. Gegen die
Stimmen der Niederlande und der Bundes-
republik Deutschland wird eine Richtlinie zur
Erleichterung des Durchleitens von ausländi-
schem Erdgas über die Netze der einzelnen
EG-Länder verabschiedet.

EPZ/Angola

31. Mai: Die Zwölf begrüßen den Abschluß
des Friedensvertrages zwischen der angolani-
schen Regierung und der Rebellenbewegung
UNITA in Portugal.

EPZ/Äthiopien

31. Mai: Die Zwölf äußern sich positiv über
die Ergebnisse der Friedensgepräche in Lon-
don und sprechen sich für die Bildung einer
Übergangsregierung sowie die Abhaltung von
freien Wahlen aus.

Juni

Außenbeziehungen

2. Juni: Die Außenminister der Gemeinschaft
kommen zu einer informellen Sondertagung in
Dresden zusammen, um über den Aufbaupro-
zeß in Osteuropa und die bevorstehende
KSZE-Außenministerkonferenz in Berlin zu
beraten.

Telekommunikation

3. Juni: In Luxemburg beraten die für Tele-
kommunikation zuständigen Minister über die
Einführung europäischer schnurloser Digital-
Kommunikation sowie über die zweite Phase
des Programms TEDIS (Trade Electronic Data
Interchange System).

Wirtschaft und Finanzen

3. Juni: Die Wirtschafts- und Finanzminister
der Gemeinschaft kommen in Luxemburg zu
einer Beratung über die Harmonisierung der
Mehrwertsteuer in der Staaten der Gemein-
schaft zusammen.
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Energiepolitik

3. Juni: Der Verwaltungsrat der Internationa-
len Energieagentur tagt in Paris und berät
über die Verbesserung des IEA-Krisenmecha-
nismus und erörtert die gegenwärtige Energie-
situation, die Auswirkungen des Golfkrieges
sowie die Veränderungen in Mittel- und Ost-
europa.

Westeuropäische Union

3.-6. Juni: In Paris wird während der Früh-
jahrstagung der Parlamentarischen Versamm-
lung der WEU über die Entwicklung einer
europäischen Sicherheitsidentität sowie über
Rolle der WEU und der NATO bei Bewah-
rung der Sicherheit debattiert. Während sich
Frankreich für eine eigene Eingreiftruppe
ausspricht, erklärt Großbritannien, daß eigene
WEU-Truppen finanziell nicht machbar und
politisch nicht wünschbar seien.

Gesundheitspolitik

4. Juni: Der Rat der Gesundheitsminister der
Gemeinschaft berät in Luxemburg über die
Programme "Europa gegen den Krebs" und
"Europa gegen AIDS" und befassen sich mit
der Bekämpfung des Dopings sowie der Dro-
genbekämpfung.

Naher Osten

5. Juni: In Paris findet ein Gespräch zwischen
der EG-Troika und dem israelischen Außen-
minister, David Levy, über eine Friedenskon-
ferenz für den Nahen Osten mit Beteiligung
der Palästinenser statt.

Kulturpolitik

7. Juni: Auf der Tagung der für Kulturfragen
zuständigen Minister in Luxemburg wird über
Fragen des Urheberrechts, die Ausbildung von
Verwaltungsfachleuten für den kulturellen
Bereich sowie die zeitweilige Einreise europäi-
scher Künstler in die USA beraten.

EGKS

7. Juni: In Luxemburg kommt der beratende
Ausschuß der EGKS zu einer außerordentli-
chen Sitzung zusammen. Gesprächsthemen

sind u. a. die Assoziierungsabkommen mit den
Ländern Mittel- und Osteuropas und die Ver-
handlungen im Hinblick auf die Schaffung
eines Europäischen Wirtschaftsraumes.

EPZ/Jugoslawien

8. Juni: Die Zwölf äußern ihre Zufriedenheit
über das Ergebnis der Konferenz der Präsiden-
ten der sechs Teilrepubliken am 6. Juni und
verleihen ihrer Hoffnung Ausdruck, daß weite-
re Fortschritte erreicht werden.

Wirtschaft und Finanzen

10. Juni: Der Ministerrat für Wirtschaft- und
Finanzfragen berät auf seiner Sitzung in
Luxemburg über die Vereinheitlichung der
Mehrwert- und Verbrauchssteuer und verab-
schiedet eine Richtlinie zur Unterbindung der
sogenannten Geldwäsche.

Europäisches Parlament

10.—14. Juni: In Straßburg findet die Plenarta-
gung des EP statt. Das EP verabschiedet eine
Resolution, in der die Sowjetunion aufgefor-
dert wird, die Einschüchterungsversuche sowje-
tischer Truppen gegenüber der baltischen
Bevölkerung zu unterbinden. Darüber hinaus
erhebt das EP die Forderung nach Auf-
stockung der EG-Hilfsprogramme für den Auf-
bau der Industrie, des Verkehrswesens und der
Landwirtschaft in den fünf neuen deutschen
Bundesländern.

Interinstitutionelle Konferenz

11. Juni: In Straßburg findet das dritte Treffen
zwischen den Mitgliedstaaten, dem EP und der
Kommission zur Regierungskonferenz über die
Wirtschafts- und Währungsunion statt.

Europäische Konföderation

12.—14. Juni: In Prag findet ein Kolloquium
über Perspektiven einer europäischen Kon-
föderation statt. Die Schirmherren, der tsche-
choslowakische Staatspräsident, Vaclav Havel,
und der französische Staatspräsident Fran§ois
Mitterrand betonen die Notwendigkeit der
Integration der Staaten Mittel- und Osteuropas
in die Europäische Gemeinschaft. Weitere
Themen sind die Ökologie und Energie sowie
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Juni

die Ausbildung und die Migrationsbewegungen
aus den betreffenden Ländern.

Israel

12. Juni: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der EG und der israelischen Regierung das
vierte Finanzprotokoll zugunsten Israels.

Umweltpolitik

13J14. Juni: Die Umweltminister der Gemein-
schaft beraten in Brüssel über die Luftver-
schmutzung durch Kraftfahrzeuge, Verunreini-
gungen durch Nitrate und die notwendigen
Maßnahmen zur Erhaltung der Natur
(ACNAT) sowie über ein Verbot des Tierfangs
mit Tellereisen ab Januar 1993 und ein Ein-
fuhrstopp für die Pelze dieser Tiere ab 1995.

Einwanderungspolitik

13.114. Juni: In Luxemburg treffen sich die
zuständigen Minister für Einwanderungsfragen
zu ihrer halbjährlichen Tagung, wobei über
Einreisevisa und die Einführung eines Kon-
sultationszentrums, das Zuwanderungsbewe-
gungen regulieren soll, erörtert wird. Während
der Tagung gibt Dänemark die Unterzeich-
nung des Dubliner Übereinkommens bekannt.
Das Übereinkommen regelt die Bestimmungen
für die Prüfung eines Asylantrags, der in einem
der Mitgliedsländer gestellt wurde.

Marokko

14. Juni: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der Gemeinschaft und der marokkanischen
Regierung das vierte Finanzprotokoll zugun-
sten Marokkos. Darüber hinaus werden Ge-
spräche über die Beziehungen zwischen der
Gemeinschaft und den Mittelmeer-Anrainer-
staaten geführt.

Verkehrspolitik

17. Juni: Die Verkehrsminister treffen zu einer
Tagung in Luxemburg zusammen und beraten
über ein Alpentransitabkommen mit Österreich
und der Schweiz, ohne jedoch zu einer Ent-
scheidung zu kommen.

Regierungskonferenz Politische Union

17. Juni: In Brüssel wird die Regierungskon-
ferenz über die Politische Union fortgesetzt.
Im Mittelpunkt steht der Vertragsentwurf der
luxemburgischen Präsidentschaft, der eine
Neufassung der gemeinsamen Bestimmungen
und der Endbestimmungen des Vertrages vor-
sieht.

Allgemeine Angelegenheiten

17J18. Juni: Die Umweltminister der Gemein-
schaft beraten in Luxemburg über die Europäi-
sche Energiecharta und die technische Hilfe
für die UdSSR sowie über die Verhandlungen
mit den EFTA-Ländern über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum.

Agrarpolitik

18. Juni: Die Landwirtschaftsminister der Ge-
meinschaft beschließen auf ihrer Tagung in
Brüssel die Beibehaltung der Getreidepreise
des Vorjahres. Weiterhin wird über die Schaf-
fung neuer Erwerbsquellen für die Bauern wie
etwa Tourismus und nachwachsende Rohstoffe
beraten.

Binnenmarktpolitik

18. Juni: In Luxemburg tagt der Rat für Bin-
nenmarktfragen zu folgenden Themen: Erwerb
und Besitz von Waffen, gefährliche Stoffe,
Gepäckkontrollen bei innergemeinschaftlichen
Flügen oder Seereisen, Jahresbilanzberichte
von Versicherungsunternehmen sowie die
Revision des Programms zur Förderung der
Kleineren und Mittleren Unternehmen.

EG/EFTA

18. Juni: In Luxemburg findet eine Minister-
ratstagung zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und den EFTA-Staaten statt, auf
der u. a. über das bevorstehende Transitab-
kommen und den freien Kapitalverkehr berat-
schlagt wird. Fortschritte erzielt man in den
Bereichen Fischerei und Landwirtschaft, Kohä-
sionsfonds sowie umweltfreundliche Autos.
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Gruppe der 24

18. Juni: Auf einer Tagung in Brüssel berich-
ten die Regierungsvertreter Bulgariens, Un-
garns, Jugoslawiens, Polens und der CSFR
über die Wirtschaftslage und den Demokrati-
sierungsprozeß in ihren Ländern. Im Rahmen
des PHARE-Programms werden weitere Gel-
der für den Aufbau der Wirtschaft und für
Investitionen zugesichert.

Forschungspolitik

18J19. Juni: In Den Haag kommen die 19
europäischen Länder der Forschungsinitiative
EUREKA zu einer Ministerkonferenz zusam-
men. Thema der Konferenz ist die Einbindung
und Mitarbeit der ost- und mitteleuropäischen
Staaten in das zivile Forschungsprogramm,
wobei eine Vollmitgliedschaft dieser Länder
vorerst noch nicht in Betracht gezogen wird.

Sowjetunion

19. -21. Juni: Der Kommissionspräsident der
Gemeinschaft, Jacques Delors, stattet dem
Präsidenten der UdSSR, Michail Gorbatschow,
und weiteren Regierungsmitgliedern einen
Besuch ab. Im Mittelpunkt der Gespräche
stehen die technischen und wirtschaftlichen
Hilfen der Gemeinschaft zugunsten der So-
wjetunion sowie die Notwendigkeit der Ausar-
beitung eines Wirtschaftsprogramms vor dem
Londoner Gipfel.

Regierungskonferenz Politische Union

20. Juni: Die luxemburgische Präsidentschaft
legt ihren offiziellen Entwurf für den Vertrag
über die Europäische Gemeinschaft vor, in
dem erstmals Einzelheiten über die künftige
Politische Union sowie die Wirtschafts- und
Währungsunion enthalten sind.

Mittelmeerländer

20. Juni: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der Gemeinschaft und der Mittelmeerländer
Algerien, Marokko und Tunesien Finanzproto-
kolle zugunsten der betreffenden Länder.

Verkehrspolitik

20.121. Juni: Die Verkehrsminister der Ge-
meinschaft beraten in Luxemburg über die
Entwicklung eines Eisenbahnsystems in der
Gemeinschaft, die Ausdehnung der techni-
schen Überwachung von Straßenfahrzeugen
auf Privatfahrzeuge sowie über die Liberalisie-
rung der Binnenschiffahrt. Eine grundsätzliche
Einigung wird in bezug auf das Transitabkom-
men über die Erhöhung des Verkehrskontin-
gents der Gemeinschaft, mit Jugoslawien er-
zielt. Im Gegenzug erhält Jugoslawien ein
Darlehen zum Ausbau der Straßen.

Umweltpolitik

21. Juni: In Dobris bei Prag kommen die Um-
weltminister der Gemeinschaft, der USA, Ka-
nadas, Japans und Brasiliens zu Gesprächen
über die Verbindung von Umweltpolitik und
Wirtschaftsreformen in Mittel- und Osteuropa
zusammen. Ein weiteres Thema ist die geplan-
te Europäische Umweltagentur. Am Rande der
Konferenz unterzeichnen die Umweltminister
Deutschlands, Polens und der CSFR ein Ab-
kommen über die ökologische Zusammenarbeit
im sogenannten 'schmutzigen Dreiländereck'.

EPZ/Außenbeziehungen

23. Juni: Die Außenminister der Gemeinschaft
treffen in Luxemburg zu Beratungen über die
Lage in Jugoslawien und im Irak zusammen.
Die Außenminister betonen, daß einseitige
Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und
Kroatiens von der Europäischen Gemeinschaft
nicht anerkannt werden. Die Loslösung einer
Republik aus der Föderation müsse auf Ver-
handlungen und internen Absprachen beruhen.

Wirtschaft und Finanzen

24. Juni: In Luxemburg erzielt der Rat für
Wirtschafts- und Finanzfragen einen Durch-
bruch in bezug auf die Harmonisierung der
Mehrwertsteuer und der Verbrauchssteuer für
Tabak, Alkohol und Mineralöl. Darüber hinaus
wird die Mehrwertsteuer ab 1997 im Ur-
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Juni

sprungsland und nicht im Verbraucherland er-
hoben.

Jugoslawien

24. Juni: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der EG und der jugoslawischen Regierung das
dritte Finanzprotokoll in Höhe von 730 Mio.
ECU für den Erhalt des Bundesstaates.

Albanien

24. Juni: Der albanische Vizepräsident,
Gramoz Pashko, führt mit der Kommission in
Brüssel Gespräche über die diplomatischen
Beziehungen und die daraus folgenden Ent-
wicklungen und Hilfen für Albanien.

EFTA

24.125. Juni: In Salzburg treffen Vertreter der
Kommission und der Ratspräsidentschaft mit
Ministern der EFTA-Staaten zusammen. Die
Meinungsunterschiede bezüglich des Alpen-
transits für den Schwertransport und die künf-
tigen Fischereirechte werden auch in dieser
Gesprächsrunde nicht endgültig beseitigt.

Schengener Abkommen

25. Juni: Spanien und Portugal treten dem
Schengener Abkommen über den Abbau von
Grenzkontrollen bei; dem bisher neben den
Initiatoren Frankreich, Deutschland und den
Benelux-Staaten auch Italien angehörte.

Europarat

25.-27. Juni: In Helsinki tagt die Parlamentari-
sche Versammlung des Europarates. Ge-
sprächsteilnehmer sind u. a. die Präsidenten
der Baltischen Republiken, die von sowjeti-
schen Übergriffen berichten und die Behand-
lung dieses Problems im Europarat und in der
KSZE fordern.

Sozial- und Jugendpolitik

25.126. Juni: Der zuständige Ministerrat für
Jugend- und Sozialfragen berät in Luxemburg
über die Förderprogramme "PETRA" und
"Jugend für Europa" sowie über ein Aktions-
programm im Rahmen des Europäischen Jah-
res für Hygiene und Gesundheitsschutz am

Arbeitsplatz. Weitere Punkte sind die Prioritä-
ten in der Jugendarbeit, die medizinische Be-
treuung an Bord von Schiffen, der Schutz von
Schwangeren sowie die Anpassung der Arbeits-
zeiten.

Agrarpolitik

26.127. Juni: Die Landwirtschaftsminister der
Gemeinschaft einigen sich auf ihrer Tagung in
Luxemburg über die Zulassung von Pflanzen-
schutzmittel und die Hygienevorschriften für
frisches Fleisch. Darüber hinaus findet ein
Meinungsaustausch über den Stand der
GATT-Verhandlungen statt.

Binnenmarktpolitik

27. Juni: Während einer Sondertagung der
Innen- und Justizminister der Gemeinschaft
scheitert die Verabschiedung einer Konvention
zur Abschaffung der Personenkontrollen an
den Binnengrenzen am Veto Spaniens.

Agrarpolitik

27. Juni: In Dresden treffen sich die Landwirt-
schaftsminister der Gemeinschaft und bewil-
ligen 470 Mio. DM aus dem Agrarfonds zur
Verbesserung der Infrastruktur und zur Förde-
rung einer umweltgerechten Land- und Forst-
wirtschaft in Ostdeutschland.

Westeuropäische Union

27. Juni: Im luxemburgischen Vianden tagt der
Ministerrat der WEU. Die Außenminister un-
terstützen den Vorschlag des deutschen
Außenministers Genscher an die luxemburgi-
sche EG-Ratsmacht, die Zwölf mögen wegen
der krisenhaften Entwicklung in Jugoslawien
den Dringlichkeitsmechanismus der KSZE in
Gang setzen.

EGKS

28. Juni: In Luxemburg kommt der Ausschuß
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl zu einer ordentlichen Sitzung zusammen.
Themen der Beratungen sind die Zukunft des
EGKS-Vertrages, die Zweckmäßigkeit von Fi-
nanzhilfen aus der EGKS-Umlage zur Finan-
zierung der Forschungsprogramme "Stahl" und
"Kohle" für 1991 sowie ein EGKS-Industrie-
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darlehen mit Zinsvergütung zugunsten des
Umweltschutztes an die Kohle und Stahlindu-
strie.

Europäischer Rat/Regierungskonferenz

28.129. Juni: In Luxemburg findet das Gipfel-
treffen der Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Gemeinschaft statt. Themen sind
das Inkrafttreten der Verträge zur Europäi-
schen Union mit der Vollendung des Binnen-
marktes Anfang 1993, die Unterstützung der
Wirtschaftsreformen in der Sowjetunion sowie
die Situation der baltischen Republiken und
die Siedlungspolitik Israels. Keine Einigung
kann auf dem Gebiet der künftigen Verteidi-
gungspolitik und der Mitbestimmung des Euro-
paparlaments erzielt werden.

Juli

Präsidentschaft

1. Juli: Die Ratspräsidentschaft geht für das
zweite Halbjahr von Luxemburg auf die Nie-
derlande über. Im Mittelpunkt des niederländi-
schen Arbeitsprogramms steht der Abschluß
der Arbeiten zur Politischen Union, die Voll-
endung des Binnenmarktes und die Agrarre-
form.

Schweden

1. Juli: Der schwedische Ministerpräsident
Carlson überreicht den formellen Beitrittsan-
trag zur EG. Der Antrag enthält keinen aus-
drücklichen Vorbehalt hinsichtlich der Neutra-
lität Schwedens.

KSZE

1.-19. Juli: In Genf findet das KSZE-Exper-
tentreffen über eine erweiterte Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Schutzes nationaler
Minderheiten statt. Der Schlußbericht des
Treffens enthält einige Vorschläge für Maß-
nahmen zur Wahrung der Minderheitenrechte
wie die Beteiligung am politischen und wirt-
schaftlichen Leben, die Wahrung des freien
Informations- und Meinungsaustauschs und die
Stärkung der Rolle von Nichtregierungsorgani-
sationen und kirchlichen Einrichtungen.

EPZ/Jugoslawien

2. Juli: Die zwölf äußern sich besorgt über das
Wiederaufflammen der Feindseligkeiten in
Slowenien und fordern die Respektierung des
Waffenstillstandes, der in Anwesenheit der
EG-Troika vereinbart wurde.

Medienpolitik

2.-4. Juli: In Luxemburg findet die Europäi-
sche Tagung für Printmedien statt. Gesprächs-
themen sind die rechtliche Einbettung des
Pressesektors auf nationaler Ebene, der Pres-
semarkt, die Reserven an menschlicher Ar-
beitskraft nach der Vollendung des Binnen-
marktes 1993.

EBWE

2. Juli: Der französische Präsident der Euro-
päischen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung Attali stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über
den allgemeinen Stand der Zusammenarbeit
zwischen der Kommission und der EBWE.

Polen

3. Juli: Der polnische Staatspräsident, Lech
Walesa, stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über
den Verhandlungsstand des bevorstehenden
Assoziierungsabkommens, insbesondere über
den Inhalt der Präambel und die damit ver-
bundene finanzielle Zusammenarbeit.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

3.14. Juli: In Brüssel findet die 288. Plenarta-
gung des Wirtschafts- und Sozialausschusses
statt. Themen der Tagung sind der überarbei-
tete Jahresbericht 1990/91, die europäische
Energie-Charta, der Bericht der Kommission
über Beschäftigung in Europa 1990 sowie die
Vermiet- und Verleihrechte der Gemeinschaft.

EPZ/Jugoslawien

5. Juli: Auf einer außerordentlichen Sitzung
der Außenminister zu Jugoslawien beschließen
die Minister die erneute Entsendung der EG-
Troika, die über eine Aussetzung der Unab-
hängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroa-
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Juli

tiens verhandeln soll. Weiterhin wird ein Waf-
fenembargo und das Aussetzen des zweiten
und dritten Finanzprotokolls bis zur Normali-
sierung der Lage beschlossen.

Slowenien

5. Juli: Der slowenische Ministerpräsident,
Lojze Peterle, stattet der Kommission in Brüs-
sel einen Besuch ab und führt Gespräche über
die Chance der Anerkennung der Unabhängig-
keit durch die Europäische Gemeinschaft.

Verkehrspolitik

5.16. Juli: Die Verkehrsminister der Gemein-
schaft kommen in Brüssel zu einer informellen
Tagung zusammen. Sie beraten über die
Schwerpunkte der niederländischen Präsident-
schaft. Diese sind die Festlegung der Mindest-
steuern auf Kraftfahrzeuge, Geschwindigkeits-
begrenzungen für den Schwertransport, Maß-
nahmen im Bereich der Infrastruktur in der
Binnenschiffahrt sowie die Verbesserung der
Sozialgesetze im Straßentransportwesen.

Entwicklungspolitik

6.17. Juli: Die zuständigen Minister für Ent-
wicklungsfragen treffen in Appeldoorn (Nie-
derlande) zu Beratungen über das Verhältnis
zwischen Entwicklungspolitik, Menschenrech-
ten und Demokratie sowie über die künftige
Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen im
Rahmen der Verhandlungen zur Politischen
Union zusammen.

Fischereipolitik

8. Juli: In Brüssel berät der Rat für Fischerei-
fragen über die Kontrollmaßnahmen der Orga-
nisation für die Fischerei im Nordwest-Atlantik
(NOFA) und über die technischen Maßnah-
men zur Erhaltung der Fischereiressourcen.

Wirtschaft und Finanzen

8. Juli: In Brüssel tagt der Rat für Wirtschaft
und Finanzen und erörtert den Jahreswirt-
schaftsbericht 1990/91, eine mittelfristige Fi-
nanzhilfe für Rumänien sowie die Bekämpfung
von betrügerischen Praktiken zum Schaden des
Gemeinschaftshandels. Im Rahmen der Regie-
rungskonferenz zur Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion wird über die halbjährliche Über-
wachung der wirtschaftlichen Kontrolle und die
Notwendigkeit der Konvergenz sowie über
unzureichendes wirtschaftliches Wachstum und
Beschäftigung der Mitgliedsländer beraten.

Europäisches Parlament

8.—12. Juli: In Straßburg findet die Plenarta-
gung des EP statt. Das EP zieht eine Bilanz
der luxemburgischen Präsidentschaft und hört
das von Außenminister Hans van den Broek
vorgetragene Programm der niederländischen
Präsidentschaft. Die Abgeordneten verabschie-
den eine Entschließung zur Regierungskon-
ferenz zur Politischen Union, die für das Parla-
ment mehr Entscheidungs- und Kontrollbefug-
nisse bei außen- und sicherheitspolitischen
Aktivitäten der EG vorsieht. Zu Jugoslawien
erkennt das EP den Teilrepubliken und auto-
nomen Provinzen das Recht zu, selbst über
ihre Zukunft zu entscheiden, sofern friedliche
und demokratische Mittel eingesetzt werden.

EPZ

10. Juli: Die zwölf Außenminister der Gemein-
schaft einigen sich während einer Tagung in
Brüssel auf ein Mandat für Waffenstillstands-
beobachter, die in Slowenien und Kroatien
stationiert werden sollen. Ein weiteres Ge-
sprächsthema ist der bevorstehende westliche
Wirtschaftsgipfel vom 15.—17. Juli in London.

Paraguay

15. Juli: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der EG und der Regierung von Paraguay ein
Rahmenabkommen über die Zusammenarbeit
zwischen beiden Vertragspartnern.

Agrarpolitik

15.116. Juli: Die Landwirtschaftsminister der
Gemeinschaft kommen in Brüssel zu Beratun-
gen über die künftige Entwicklung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik sowie über den Ver-
handlungsstand der Uruguay-Runde zusam-

Wirtschaftsgipfel

15.—17. Juli: In London findet das jährliche
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs
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der sieben größten Industrienationen statt, an
dem ebenfalls Vertreter der Europäischen
Gemeinschaft und der sowjetische Staatspräsi-
dent, Michail Gorbatschow, teilnehmen. Bera-
ten wird u. a. über den sowjetischen Reform-
kurs, wobei der Sowjetunion zur Unterstützung
der Reformen ein 6-Punkte-Plan, jedoch keine
finanziellen Hilfen angeboten werden.

Energiepolitik

15.—19. Juli: In Brüssel kommen die Vertreter
aus 35 europäischen Ländern sowie mehreren
Maghreb-Staaten und der Golfregion und
mehreren internationalen Organisationen zur
Vorbereitungstagung zur Europäischen Ener-
giecharta zusammen. Die Teilnehmer erstellen
einen Text, der als Verhandlungsgrundlage für
die Abfassung der Charta dienen soll. Der
endgültige Text soll am 16. und 17. Dezember
1991 in Den Haag verabschiedet werden.

Syrien

17. Juli: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der EG und der syrischen Regierung das vierte
Finanzprotokoll zugunsten Syriens.

Sport

17.—21. Juli: Unter der Schirmherrschaft der
Kommission und des Internationalen Olympi-
schen Komitees finden in Brüssel die ersten
Olympischen Tage der Europäischen Jugend
statt.

Japan

18. Juli: In Den Haag findet ein Treffen zwi-
schen dem niederländischen Ratspräsidenten,
dem Präsidenten der Kommission und dem
Ministerpräsidenten Japans statt. Im Anschluß
an das Treffen kommt es zu einer gemeinsa-
men Erklärung über den gerechten Zugang zu
dem Markt des jeweiligen Partners, den Abbau
von Handelsbarrieren und einen Kompromiß
für die Importquoten japanischer Autos.

EPZ/Jugoslawien

19. Juli: Die Zwölf äußern sich befriedigt über
die Tagung des gesamten jugoslawischen
Staatspräsidiums am 18. Juli und nehmen den

Beschluß des Rückzugs der jugoslawischen
Volksarmee aus Slowenien zur Kenntnis.

Binnenmarktpolitik

22. Juli: In Brüssel kommen die für Binnen-
marktfragen zuständigen Minister zusammen
und beraten über die Schaffung eines Versi-
cherungsausschusses auf EG-Ebene sowie über
verschiedene Themen bezüglich der Verbrau-
cherpolitik der Gemeinschaft.

ASEAN

22.-24. Juli: In der malayischen Hauptstadt
Kuala Lumpur findet die Jahrestagung der
ASEAN-Staaten unter Teilnahme der EG, der
USA, Kanada, Australien, Neuseeland, Japan
und Südkorea statt. Mittelpunkt der Konferenz
sind Gespräche über die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, die Menschenrechte in den
betreffenden Ländern und die Schaffung eines
neuen globalen Sicherheitskonzepts unter
Einbeziehung der ASEAN-Staaten und Japans.

Haushaltspolitik

25. Juli: Die zuständigen Minister für Haus-
haltsfragen der Gemeinschaft billigen in erster
Lesung auf ihrer Ratstagung in Brüssel den
Haushaltsentwurf für 1992 mit einem Volumen
von 128,5 Mrd. DM. Mit 56% haben die
Agrarsubventionen den größten Anteil im
Haushaltsentwurf.

Allgemeine Angelegenheiten

29. Juli: Die Außenminister der Gemeinschaft
treffen in Brüssel zu Beratungen über die
Regierungskonferenz zur Politischen Union
und zur ersten Prüfung des Beitrittsantrags
Schwedens zusammen. Weitere Themen sind
die Ergebnisse des westlichen Wirtschaftsgip-
fels, die Schaffung eines Europäischen Wirt-
schaftsraums, der Abschluß der Uruguay-Run-
de sowie die Verhandlungen über die Assoziie-
rungsabkommen mit Ungarn, Polen und der
CSFR.

Europäischer Wirtschaftsraum

30. Juli: Der Ratspräsident der Gemeinschaft,
Hans van den Broek, und Kommissionsver-
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August

treter beraten mit dem amtierenden EFTA-
Präsidenten über neue Vorschläge zu den noch
offenen Fragen des Fischereirechts, des Ge-
meinschaftsfonds und des Alpentransits, ohne
jedoch zu einer Einigung zu kommen.

Japan

31. Juli: In Brüssel unterzeichnen Vertreter
der EG und Japans die Vereinbarung über die
Übergangsregelung für die Einfuhr von japani-
schen Kraftfahrzeugen in die Gemeinschaft,
die in der Erklärung vom 18. Juli in Den Haag
angekündigt worden war.

August

EPZ/Äthiopien

2. August: Die Zwölf übermitteln dem äthiopi-
schen Staatspräsidenten, Meles Zenawi, anläß-
lich seiner Wahl ihre Glückwünsche.

EPZ/Jugoslawien

6. August: In Den Haag findet die Sondersit-
zung der Außenminister zur Jugoslawienkrise
statt. Nach den gescheiterten Vermittlungsver-
suchen der EG-Troika sprechen sie sich für die
Beteiligung der Vereinten Nationen und der
KSZE aus, können sich jedoch nicht auf die
Verhängung von Wirtschaftssanktionen gegen
Serbien sowie die Anerkennung Sloweniens
und Kroatiens einigen. Die Frage nach dem
Einsetzen einer europäischen Streitmacht als
Puffer zwischen den Konfliktparteien soll
endgültig auf der bevorstehenden WEU-Son-
dersitzung geklärt werden.

Westeuropäische Union

7. August: Die Vertreter der neun WEU-Staa-
ten kommen in London zu einer Sondersitzung
zur Jugoslawien-Krise zusammen, ohne eine
Einigung über das gemeinsame Vorgehen zur
Einhaltung des Waffenstillstandes zu erzielen.

KSZE

8.19. August: In Prag tagt, unter deutschen
Vorsitz, der KSZE-Krisenausschuß zur Jugo-
slawien-Krise und beschließt zusätzlich zu den

EG-Beobachtern noch weitere Beobachter zur
Überwachung des Waffenstillstandes zu ent-
senden.

EPZ/Sowjetunion

19. August: Die Zwölf äußern ihre Besorgnis
zum Staatsstreich in der Sowjetunion und
erklären die gegenwärtigen Machthaber ver-
antwortlich für mögliche wirtschaftliche und
politische Auswirkungen in Europa.

Sowjetunion

20. August: Auf einer Dringlichkeitssitzung in
Den Haag verurteilen die Außenminister der
Gemeinschaft den Staatsstreich in der Sowjet-
union und fordern die Wiederherstellung der
verfassungsmäßigen Ordnung und das Wieder-
einsetzen des sowjetischen Präsidenten,
Michail Gorbatschow. Die Minister sprechen
sich für das Einfrieren der Wirtschaftshilfen
für die Sowjetunion aus.

EPZ/Sowjetunion

22. August: Die Zwölf nehmen mit Befriedi-
gung und mit Erleichterung das Scheitern des
Staatsstreiches in der Sowjetunion zur Kennt-
nis und begrüßen die Rückkehr Präsident
Gorbatschows in sein Amt. Sie erklären, daß
die Suspendierung der Wirtschaftshilfen somit
ebenfalls hinfällig ist.

EPZ/Baltikum

28. August: Die Zwölf begrüßen die Wieder-
herstellung der Souveränität der drei balti-
schen Republiken, die sie 1940 an die Sowjet-
union verloren hatten.

EPZ/Jugoslawien

28. August: Die Zwölf bedauern die zuneh-
mende Gewalt in Kroatien und verurteilen die
Unterstützung der serbischen Freischärler
durch die jugoslawische Volksarmee. Sie beto-
nen, daß gewaltsam herbeigeführte Grenzver-
änderungen von der Gemeinschaft nicht aner-
kannt werden. Eine Friedenskonferenz unter
dem Vorsitz der EG soll Vertreter der Kon-
fliktparteien zusammenführen.
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September

Entwicklungspolitik

1. September: Das vierte AKP-EWG-Abkom-
men, das von Vertretern der Europäischen
Gemeinschaft und Vertretern der AKP-Staa-
ten im Dezember 1989 unterzeichnet worden
war, tritt nach dessen Ratifizierung in Kraft.

EPZ/Jugoslawien

3. September: Auf einer Sondersitzung zur
Lage in Jugoslwien in Den Haag beraten die
Außenminister der EG über neue Friedens-
verhandlungen, nach dem Waffenstillstand vom
2. September. Die Zwölf geben die Modalitä-
ten der Konferenz, die am 7. September im
Friedenspalast von Den Haag stattfinden soll,
in der EPZ-Erklärung kund.

Allgemeine Angelegenheiten

6. September: In Brüssel beraten die Außen-
minister der EG über die Vorschläge der Kom-
mission zu den Assoziierungsabkommen mit
Polen, Ungarn und der CSFR.

EPZ/Baltikum

6. September: Die Zwölf erklären im Anschluß
an ein Treffen mit den Außenministern der
Republiken Estland, Lettland und Litauen die
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu
diesen Ländern.

Jugoslawien-Krise

7. September: Der amtierende Ratspräsident,
Hans van den Broek, eröffnet im Namen der
Zwölf in Den Haag die Jugoslawien- Friedens-
konferenz. In einer gemeinsamen Erklärung
werden die Ziele der Konferenz dargelegt und
auf die Nichtanerkennung von gewaltsamen
Grenzveränderungen hingewiesen.

EPZ/Belize

9. September: Die Zwölf begrüßen die Annah-
me der Unabhängigkeit Belizes durch Guate-
mala.

Interinstitutionelle Konferenz

9. September: In Brüssel findet das vierte inter-
institutionelle Treffen zwischen den Mitglied-
staaten, dem EP und der Kommission zur
Regierungskonferenz über die Wirtschafts- und
Währungsunion statt.

Regierungskonferenz WWU

9. September: In Brüssel beraten die Finanz-
und Wirtschaftsminister der Gemeinschaft im
Rahmen der Regierungskonferenz über die
WWU über den Zeitpunkt für den Beginn, die
Art und die Dauer des Übergangs zur zweiten
und dritten Phase der WWU und die Konver-
genzkriterien für den Übergang. Ein weiteres
Thema ist die Einrichtung eines Europäischen
Währungsinsituts als Vorläufer für die Euro-
päische Zentralbank.

Wirtschaft und Finanzen

9. September: In Brüssel prüfen die Wirt-
schafts- und Finanzminister auf ihrer Tagung
den Vorschlag der Kommission über eine mit-
telfristige finanzielle Unterstützung Algeriens.

Europäisches Parlament

9.—13. September: In Straßburg findet die Ple-
nartagung des EP statt. Die Parlamentarier
beraten über die parlamentarische Kontrolle
von bedeutenden internationalen Übereinkom-
men der EG, Abrüstung und regionale Be-
schäftigungslage, die Errichtung einer Europäi-
schen Rechtsakademie und über den Stand der
Assoziierungsabkommen mit Ungarn, Polen
und der CSFR sowie über eine Anzahl von
weiteren Themen.

KSZE

10. September — 4. Oktober: In Moskau findet
die dritte Tagung der Konferenz über die
menschliche Dimension im Rahmen der
KSZE-Schlußfolgerungen von Wien statt. Als
neue Mitglieder der KSZE werden die drei
baltischen Staaten aufgenommen.
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September

EPZ/Surinam

13. September: Die Zwölf beglückwünschen
den gewählten Präsidenten der Republik Suri-
nam, Runaldo Ronald Venetiaan, zu dessen
Wahl zum Staatsoberhaupt.

Binnenmarktpolitik

13.114. September: In Amsterdam tagt der in-
formelle Rat für Binnenmarktfragen und erör-
tert die Einführung des Weißbuches für den
Binnenmarkt und die Vervollständigung der
gemeinsamen Gesetzgebung durch die Annah-
me der noch ausstehenden 69 Richtlinien
sowie die Übertragung des Gemeinschafts-
rechts in die nationale Gesetzgebung.

Handelspolitik

13.114. September: Im französischen Angers
kommen die Handelsminister und -beauftrag-
ten der EG, Japans, Kanadas und den USA zu
informellen Gesprächen über bilaterale Fragen
und die Probleme der Uruguay-Runde zusam-
men.

Europarat

16. September: In Straßburg findet die Kon-
ferenz über parlamentarische Demokratie, an
der rund 400 Parlamentarier aus aller Welt
teilnehmen, statt. Gegenstand sind die Demo-
kratisierungsbemühungen in Mittel- und Ost-
europa und die Stärkung der demokratischen
Institutionen in der Dritten Welt.

Fischereipolitik

16.—21. September: In Warschau beraten die
Mitglieder der internationalen Konferenz für
die Fischerei in der Ostsee (BSFC) auf ihrer
Jahrestagung, über die Verschlechterung der
Umweltbedingungen in der Ostsee.

Umweltpolitik

17. —26. September: In Paris tagt der Internatio-
nale Waldkongreß zum Schutz des Waldes,
insbesondere des tropischen Regenwaldes im
Amazonasbecken.

Libanon

18. September: In Brüssel unterzeichnen Ver-
treter der Gemeinschaft und der Regierung
des Libanon das vierte Finanzprotokoll in
Höhe von 69 Mio. ECU zugunsten des Liba-
nons.

Europarat

18.—25. September: In Straßburg erteilt die
parlamentarische Versammlung des Europara-
tes den drei baltischen Staaten Lettland, Est-
land und Litauen den Sondergaststatus.

EPZ/Jugoslawien

19. September: Im Rahmen der informellen
Tagung der Außenminister in Den Haag
äußern sich die Zwölf zu den neuen Waffen-
stillstandsvereinbarungen von Igalo am 17.
September. Sie wiederholen erneut ihre
Grundforderungen: Gewaltlosigkeit, Beibehal-
tung der bestehenden Grenzen und Respektie-
rung der Minderheiten.

Wirtschafts- und Währungsunion

21.122. September: Auf einer informellen Ta-
gung in Apeldoorn verständigen sich die Fi-
nanzminister der Gemeinschaft darauf, bei der
Verwirklichung der WWU keine zwei Ge-
schwindigkeiten zuzulassen, sondern vielmehr
befristete Sonderregelungen für die Mitglied-
staaten einzuführen, die den Anschluß auf
gleicher Kriteriengrundlage ermöglichen sollen.

Sozialpolitik

23. September: Die Sozialminister der EG
kommen in Nordwijk (Niederlande) zu einer
informellen Tagung zusammen. Gesprächs-
thema ist die Frage der Subsidiarität, d. h.
welche Gesetzgebungskompetenzen im Rah-
men der Sozialpolitik die Gemeinschaft über-
gehen und welche in nationaler Hand bleiben.

Agrarpolitik

23.124. September: In Brüssel beraten die Land-
wirtschaftsminister auf ihrer Tagung über die
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Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik unter
Berücksichtigung der gestiegenen Haushalts-
ausgaben und Agrareinkommen.

Wohnungsbaupolitik

23.-25. September: Die Wohnungsbauminister
der Gemeinschaft beraten auf einem informel-
len Treffen in Amsterdam über eine gemeinsa-
me Wohnungsbaupolitik im künftigen Binnen-
markt.

Regierungskonferenz Politische Union

25. September: Die niederländische Ratspräsi-
dentschaft legt einen Entwurf zum Vertrag
über die Politische Union vor. Im Unterschied
zum luxemburgischen Vorschlag sollen die
Wirtschafts-, Außen-, Innen- und Justizpolitik
unter einem gemeinsamen Dach vereint wer-
den. Das Initiativrecht der Kommission wird
auf die gemeinsame Außenpolitik erweitert.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

25.126. September: In Brüssel findet die 289.
Plenartagung des WSA statt. Themen der
Tagung sind der Vertragsentwurf der nieder-
ländischen Ratspräsidentschaft und Erläuterun-
gen zu dem umfangreichen Programm der
niederländischen Präsidentschaft. Darüber
hinaus werden Stellungnahmen zu verschiede-
nen Themenbereichen verabschiedet.

Türkei

30. September: In Brüssel findet die erste Ta-
gung des Assoziationsrates der EWG und der
Türkei seit 1986 statt. Es werden die bilatera-
len Beziehungen angesprochen und entspre-
chende Finanzprotokolle unterzeichnet.

Westeuropäische Union

30. September: Auf ihrer Tagung in Brüssel
erörtern die Außen- und Verteidigungsminister
der Westeuropäischen Union die konkreten
Maßnahmen zur Unterstützung der unbewaff-
neten EG-Beobachter in Jugoslawien.

Allgemeine Angelegenheiten

30. September — 1. Oktober: Die Außenminister
der Gemeinschaft beraten auf ihrer Tagung

über die Anpassung der Verhandlungsricht-
linien im Rahmen der Assoziierungsabkommen
mit Ungarn, Polen und der CSFR. Weitere
Themen sind die Beziehungen zu Bulgarien,
Rumänien, zur Sowjetunion sowie zu den
baltischen Staaten und zur Türkei.

Regierungskonferenz Politische Union

30. September: In Brüssel findet die Ministerta-
gung im Rahmen der Regierungskonferenz zur
Politischen Union statt. Die Mitgliedstaaten
unterstreichen in Hinblick auf den Europäi-
schen Rat in Maastricht im Dezember noch
einmal ihren Willen, alles daran zu setzen, daß
der Rat hinsichtlich der Politischen Union und
der Wirtschafts- und Währungsunion ein Er-
folg wird. Als Grundlage für weitere Verhand-
lungen dient der vom luxemburgischen Vorsitz
ausgearbeitete Vertragsentwurf.

Oktober
Umweltpolitik

1. Oktober: Die Umweltminister der Gemein-
schaft sprechen sich auf ihrer Ratstagung in
Brüssel für ein EG-weites Tempolimit sowie
für eine CO2-/Energiesteuer aus. Weitere
Punkte sind die Verhinderung der Verschmut-
zung durch Titanoxidabfälle, der Schutz der
Lebensräume sowie die Konferenz der Ver-
einten Nationen über Umweltschutz und Ent-
wicklung am 13. September 1991.

EGKS

1. Oktober: In Essen tagt der beratende Aus-
schuß der EGKS und erörtert die Probleme
bei der Verknüpfung von Energie und Umwelt
und die Schaffung eines Binnenmarktes für
den Energiesektor. Darüber hinaus werden
Vorschläge für Richtlinien zu verschiedenen
Bereichen erörtert.

EPZ/Haiti

3. Oktober: Die Zwölf verurteilen den Militär-
putsch gegen den ersten demokratisch gewähl-
ten Präsidenten Haitis und fordern die Wie-
derherstellung der Legalität.
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Oktober

EPZ/Jugoslawien

5. Oktober: Während eines informellen Tref-
fens der Außenminister in Haazuilens (Nieder-
lande) lehnen die Zwölf in einer EPZ-Erklä-
rung die Machtaneignung im Staatspräsidium
durch Montenegro und Serbien ab und drohen
bei anhaltenden Kämpfen mit Wirtschaftssank-
tionen.

Wirtschaft und Finanzen

7. Oktober: Die Finanz- und Wirtschaftsmini-
ster der Gemeinschaft einigen sich in Luxem-
burg auf ein Hilfspaket für die Sowjetunion.
Ein weiterer Punkt ist die Mehrwertsteuerre-
gelung bei Vollendung des Binnenmarktes.

Verkehrpolitik

7. Oktober: Die Verkehrsminister der Gemein-
schaft einigen sich in Brüssel über die Pflicht
zum Anlegen eines Sicherheitsgurts, die Zulas-
sungsbedingungen für gebietsfremde Trans-
portunternehmen sowie über die gegenseitige
Anerkennung von Schiffspatenten.

Europäisches Parlament

7.-11. Oktober: In Straßburg findet eine Ple-
nartagung des EP statt. Themen der Debatte
sind unter anderem: Umweltrisiken chemischer
Altstoffe, der Schutz der Ozonschicht, die
wachsende Ausländerfeindlichkeit in Europa
sowie die Gleichbehandlung von Männern und
Frauen. In einer weiteren Resolution beschlie-
ßen die Abgeordneten die Erhöhung der Zahl
der deutschen Abgeordneten in der nächsten
Wahlperiode um 18 Mandate.

Polen

9. Oktober: Der polnische Ministerpräsident
Bielecki stattet der Kommission in Brüssel
einen Besuch ab, um Gespräche über die wirt-
schaftliche und haushaltspolitische Lage sowie
über die Schwierigkeiten des Demokratisie-
rungsprozesses in Polen zu berichten.

Handelspolitik

11.—12. Oktober: In Den Haag kommen die für
den Außenhandel zuständigen Minister zu
einer informellen Tagung zusammen, um Ge-

spräch über den Fortgang der GATT-Verhand-
lungen zu führen.

Umweltpolitik

11.-13. Oktober: Die Umweltminister der Ge-
meinschaft kommen zu einer informellen Ta-
gung in Amsterdam zusammen. Im Mittelpunkt
der Gespräche stehen die Reduzierung der
CO2-Emissionen sowie die Umsetzung der
gemeinschaftlichen Umweltgesetzgebung in
nationales Recht.

Sozialpolitik

14. Oktober: In Luxemburg kommen die Ar-
beits- und Sozialminister der Gemeinschaft zu
Beratungen über die Verbesserung der Min-
destvorschriften für die Sicherheit und den
Gesundheitsschutz auf Baustellen zusammen.

Verbraucherschutz

15. Oktober: In Luxemburg erzielt der Rat für
Verbraucherschutzfragen eine Einigung in
Fragen der allgemeinen Produktsicherheit und
führt Gespräche über mißbräuchliche Vertrags-
klauseln sowie über vergleichende Werbung.

Jugoslawien-Konferenz

18. Oktober: In den Haag findet erneut eine
Sitzung der Friedenskonferenz unter dem
Vorsitz der Europäischen Gemeinschaft statt,
an der alle acht Mitglieder des jugoslawischen
Staatspräsidiums teilnehmen. Der Vorschlag
des EG-Vermittlers, Lord Carrington, zur Um-
wandlung Jugoslawiens in eine freie Vereini-
gung souveräner und unabhängiger Staaten
wird von Serbien abgelehnt.

EPZ/Jugoslawien

18. Oktober: In den Städten Den Haag, Brüs-
sel, Washington und Moskau wird erstmals
eine gemeinsame Erklärung der Europäischen
Gemeinschaft, der Vereinigten Staaten und
der UdSSR zur anhaltenden Konfliktsituation
in Jugoslawien veröffentlicht. Die Erklärung
enthält einen Vorschlag für eine Konfliktlö-
sung, die sich auf die KSZE-Grundsätze in
bezug auf Grenzen, Minderheitenrechte und
politischen Pluralismus beruft.
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Verkehrspolitik

21. Oktober: In Luxemburg kommen die Ver-
kehrsminister der Gemeinschaft zu Beratungen
über die geplanten Transitabkommen mit
Österreich und der Schweiz zusammen.

Agrarpolitik

21.122. Oktober: Die Landwirtschaftsminister
der Gemeinschaft beraten auf ihrer Ratstagung
in Luxemburg den Schutz von Kälbern und
Schweinen bei Intensivhaltung sowie den
Schutz von Tieren beim Transport.

Allgemeine Angelegenheiten

21.122. Oktober: In Luxemburg findet die Rats-
tagung für Allgemeine Angelegenheiten statt.
Wichtigster Tagesordnungspunkt ist das Ab-
kommen über die Schaffung eines Europäi-
schen Wirtschaftsraums, wobei im Rat eine
politische Einigung erzielt wird.

Europarat

21.122. Oktober: In Turin findet die Ministerta-
gung zur Europäischen Sozialcharta statt. Die
Minister verabschieden eine Entschließung, in
der sie die Staaten auffordern, die im Protokoll
vorgesehenen Maßnahmen anzuwenden und
die Verbesserungsvorschläge der Charta ohne
Verzögerung durchzuführen.

Europäisches Parlament

21.-25. Oktober: In Straßburg findet eine Ple-
nartagung des EP statt. Im Mittelpunkt steht
die erste Lesung des Entwurfs des Gesamt-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 1992
sowie die Nachtrags- und Berichtigungshaus-
haltspläne für 1991. Für 1992 fordern die Par-
lamentarier eine Aufstockung des Haushalts,
damit die Bereiche Forschung, Sozialhilfe,
Randregionen und Entwicklungspolitik gegen-
über der Hilfe für die Sowjetunion nicht zu
kurz kommt.

China

23.- 25. Oktober: In Peking tagt der Gemischte
Ausschuß unter dem Vorsitz des Vizepräsiden-
ten der Kommission Frans Andriessen und des
chinesischen Außenhandelsministers Lanqing.

Im Mittelpunkt der Gespräche steht die Zu-
sammenarbeit im Bereich Wissenschaft und
Technik, die künftige Förderung eines harmo-
nischen und ausgewogenen Handels sowie die
Frage des Beitritts Chinas zum GATT.

Jugoslawien

25. Oktober: Die Friedenskonferenz in Den
Haag nimmt in Abwesenheit der serbischen
Vertreter ihre Arbeit wieder auf und berät
über den EG-Vorschlag eines lockeren Staa-
tenbundes vom 18. Oktober. Dabei stellt sich
Montenegro erstmals auf die Seite der Befür-
worter.

Forschungspolitik

28. Oktober: In Luxemburg kommen die For-
schungsminister der Gemeinschaft zu ihrer
Ratstagung zusammen. Wichtigste behandelte
Punkte sind drei Programme für Forschung
und technologische Entwicklung im Bereich
Humankapital und Mobilität, im Bereich der
Kernspaltung sowie im Bereich der Biotechno-
logie. Ein viertes behandeltes Programm be-
faßt sich mit der Forschung und Ausbildung im
Bereich der kontrollierten Kernfusion.

Fischereipolitik

28. Oktober: In Luxemburg kommen die für
Fischerei zuständigen Minister zu einer Ta-
gung zusammen und beraten über die techni-
schen Maßnahmen zur Erhaltung der Fisch-
bestände.

Regierungskonferenz Politische Union

28. Oktober: In Brüssel tagen die Minister der
Regierungskonferenz zur Politischen Union.
Im Zentrum dieser Tagung stehen die Punkte
Zusammenhalt im Rahmen der Einheitlichen
Europäischen Akte und die Erweiterung der
Entscheidungsbefugnisse des EP.

Energiepolitik

29. Oktober: Die für Energiefragen zuständigen
Minister der Gemeinschaft erörtern auf ihrer
Tagung in Luxemburg die zu ergreifenden
Maßnahmen im Falle einer Erdölkrise sowie
den europäischen Elektrizitäts- und Gasmarkt
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November

der Gemeinschaft. Ein weiteres Thema ist die
Europäische Energiecharta.

Haiti

29. Oktober: Die Kommission in Brüssel emp-
fängt den gestürzten haitianischen Präsidenten
Jean Bertrand Aristide und sichert ihm die vol-
le Unterstützung bei der Rückkehr Haitis zu
einem demokratischen System zu.

Westeuropäische Union

29. Oktober: In Bonn tagt der außerordentliche
Ministerrat der WEU und berät über die künf-
tige Rolle der WEU in einer neuen europäi-
schen Sicherheitsarchitektur. Weitere Themen
sind der Stand der konventionellen Abrüstung
sowie die Intensivierung der Beziehungen zu
den Ländern Ost- und Mitteleuropas.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

30.131. Oktober: In Brüssel findet die 290.
Plenartagung des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses statt. Bei der Aussprache über die
transeuropäischen Infrastrukturnetze werden
mehrere Themen wie etwa die Gefahr der
regionalen Ungleichgewichte sowie die Finan-
zierung der Entwicklung der gemeinschaftli-
chen Infrastruktur beraten. Weiterhin werden
Stellungnahmen zu verschiedenen Themenbe-
reichen verabschiedet.

Nahost-Friedenskonferenz

30. Oktober — 1. November: In Madrid findet
auf Initiative der Vereinigten Staaten und der
Sowjetunion die Nahost-Friedenskonferenz
statt, an der Ägypten, der Libanon, Syrien und
eine jordanisch-palästinensische Delegation
sowie Israel und die EG-Präsidentschaft teil-
nehmen.

November
Handelspolitik

3. November: In Genval (Niederlande) treffen
die Handelsminister der Gemeinschaft zu in-
formellen Beratungen mit dem Vizepräsident
der Kommission, Frans Andriessen, zusammen.
Im Mittelpunkt der Gespräche stehen die

jüngsten Entwicklungen der Uruguay-Runde,
die Flexibilität der Verhandlungspartner und
das vom Generalsekretär des GATT, Arthur
Dunkel, angekündigte Gesamtdokument.

Allgemeine Angelegenheiten

4. November: Die Außenminister der Gemein-
schaft kommen in Brüssel zu ihrer Tagung
zusammen und beraten über die Uruguay-
Runde sowie über den Jugoslawien-Konflikt
hinsichtlich der erwogenen Sanktionen gegen
jene jugoslawischen Konfliktparteien, die nicht
konstruktiv am Friedensprozeß mitarbeiten.
Weitere Punkte sind die Beziehungen zu Kam-
bodscha und Jordanien sowie die Vorschläge
der niederländischen Präsidentschaft zur Politi-
schen Union. Am Rande dieser Tagung kommt
es zu einem Treffen zwischen den Außenmini-
stern der Gemeinschaft, der Kommission und
Vertretern der Union des Arabischen Maghreb
(UMA). Themen der Gespräche sind die poli-
tische und wirtschaftliche Lage der Region und
die Nahost-Friedenskonferenz.

Jordanien

4. November: In Brüssel tagt erstmals seit 1984
der Kooperationsrat EG-Jordanien. Die Zwölf
bekunden ihren Willen zur Stabilisierung der
politischen und wirtschaftlichen Situation des
Landes.

Uruguay

4. November: In Brüssel unterzeichnen der
amtierende Ratspräsident der Gemeinschaft,
Hans van den Broek, der EG-Kommissar Abel
Matutes und der uruguayanische Außenmini-
ster Gros Espiell ein Rahmenabkommen über
die wirtschaftliche Zusammenarbeit.

Telekommunikation

4. November: In Brüssel tagt der Rat für Tele-
kommunikation und berät über die Einführung
des offenen Netzzugangs bei Mietleitungen
sowie über die Entwicklung des gemeinsamen
Marktes für Telekommunikationsdienstleistun-
gen und Telekommunikationsgeräte.

Regierungskonferenz Politische Union

4. November: In Brüssel findet die Ministerta-
gung im Rahmen der Regierungskonferenz zur
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Politischen Union statt. Im Mittelpunkt der
Beratungen stehen die Prüfung der Vorschläge
der niederländischen Präsidentschaft hinsicht-
lich der Bestimmungen für die Bereiche
Rechts- und Strafsachen, innere Angelegenhei-
ten sowie Sozialpolitik. Es kommt zu einer
weitgehenden Einigung über die Vorschläge zu
den Rechts- und Strafsachen; im Bereich der
inneren Angelegenheiten wird eine Aufteilung
der Zuständigkeiten zwischen Regierungszu-
sammenarbeit und Gemeinschaft vorgesehen.

Jugoslawien-Konferenz

5. November: In Den Haag findet eine weitere
Sitzung der Friedenskonferenz über Jugosla-
wien statt. Der EG-Vermittler Lord Carrington
empfielt die Vertagung der Konferenz, falls
auch der zuvor vereinbarte zwölfte Waffenstill-
stand nicht respektiert werde. An der Sitzung
nehmen die Vertreter der sechs Teilrepubli-
ken, der Verteidigungsminister und das acht-
köpfige Staatspräsidium Jugoslawiens teil. Die
Vertreter Serbiens und Montenegros lehnen
den EG-Friedensplan ab und bringen den
Gegenvorschlag "Republiken und Nationen in
einem gemeinsamen Staat Jugoslawien" ein.

Arbeit und Sozialfragen

6. November: In Brüssel kommen die Minister
für Arbeit und soziale Angelegenheiten zu
einer gemeinsamen Tagung zusammen und
einigen sich auf einen gemeinsamen Stand-
punkt in bezug auf den Schutz von Schwange -

Umweltpolitik

6.17. November: In Salzburg kommen die Um-
weltminister der sieben Alpenstaaten und der
für Umweltfragen zuständige EG-Kommissar
zur zweiten Alpenschutzkonferenz zusammen.
Die Konferenzteilnehmer unterzeichnen eine
Konvention, die "Alpen-Charta", in der sie sich
verpflichten, die Gebirge als besonders sensib-
len ökologischen Lebensraum zu schützen. Die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit sowie
die Umweltschutzbemühungen im Alpenraum
sollen intensiviert werden.

Binnenmarktpolitik

7. November: In Brüssel tagt der Rat für Bin-
nenmarktfragen zu folgenden Themen: Stand
der Vollendung des Binnenmarktes, Richtli-
nien für Motorfahrzeuge, Status einer Gesell-
schaft europäischen Rechts und Statistiken des
innergemeinschaftlichen Handelns.

EPZ/Kambodscha

8. November: Die Zwölf begrüßen in einer
gemeinsamen Erklärung die Unterzeichnung
einer umfassenden Friedensregelung durch alle
Parteien auf der Kambodscha-Konferenz in
Paris, die unter dem Vorsitz Frankreichs und
Indonesiens am 23. Oktober stattfand.

EPZ/Jugoslawien

8. November: Am Rande des NATO-Gipfels in
Rom geben die zwölf Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft eine Erklärung zu Jugoslawien ab,
in der sie ihren Beschluß über wirtschaftliche
Sanktionen gegenüber den Konfliktparteien,
die zu keinem Einlenken bereit sind, mitteilen.
Allerdings sollen im Falle einer ernsthaften
wirtschaftlichen Beeinträchtigung eines EG-
Mitgliedslandes durch die Sanktionen Korrek-
turen möglich sein.

Wirtschaft und Finanzen

11. November: In Brüssel tagt der Rat für
Wirtschafts- und Finanzfragen und einigt sich
über die Beseitigung von Steuergrenzen und
die Gewährung von Finanzhilfen für Bulgarien
und Rumänien.

Gesundheitspolitik

11. November: In Brüssel tagt der Rat für
Gesundheitsfragen zu den Themen: Etikettie-
rung von Tabakerzeugnissen und Verbot be-
stimmter Tabake zum oralen Gebrauch, Be-
handlung und Wiedereingliederung von Dro-
genabhängigen im Strafvollzug und Gesundheit
sowie das künftige System für den freien Arz-
neimittelverkehr.
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November

Gruppe der 24

11. November: In Brüssel findet die dritte Ta-
gung der Gruppe der 24 statt, an der Vertreter
internationaler Organisationen und der Länder
Ost- und Mitteleuropas teilnehmen, um Ge-
spräche über die wirtschaftlichen, sozialen und
politischen Probleme der einzelnen Länder zu
führen. Dabei wird die Notwendigkeit der
finanziellen und wirtschaftlichen Hilfen seitens
der westlichen Industrienationen betont. Ein
weiteres Gesprächsthema ist die Lage in Jugo-
slawien.

Regierungskonferenz WWU

11.112. November: In Brüssel findet die Mini-
stertagung im Rahmen der Regierungskon-
ferenz zur Wirtschafts- und Währungsunion
statt. Im Mittelpunkt der Beratungen steht das
"Delors II-Paket", das alle Faktoren berück-
sichtigen soll, die den Zusammenhalt der Ge-
meinschaft fördern, im besonderen aber die
Strukturpolitiken, die Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik, die Flankierung der einzel-
staatlichen Beihilfen mit regionaler Zweckbe-
stimmung und die gemeinschaftliche Förderung
der europäischen Infrastrukturnetze. Weitere
Themen sind die Aufgaben und Ausstattung
des Europäischen Währungsinstituts und die
notwendige Beibehaltung der Zusammenset-
zung des ECU in der zweiten Phase der
WWU.

Haushaltspolitik

12. November: In Brüssel tagen die Minister
für Haushaltsfragen der Gemeinschaft und be-
stätigen ihre Haltung, daß zusätzliche gemein-
schaftliche Ausgaben, insbesondere die Hilfe
an die Sowjetunion, über Einsparungen in
anderen Bereichen abgedeckt werden müssen.

Rechtsfragen

75. November: Die Justizminister der Gemein-
schaft kommen in Brüssel zu einer Tagung
zusammen und beraten über die Bekämpfung
von Vergehen zum Schaden der Europäischen
Gemeinschaft, die elektronische Datenbank
zum Gemeinschaftsrecht (CELEX) sowie über
die "europäische" Ausbildung von Richtern.

Kulturpolitik

14. November: In Brüssel kommen die für
Kulturfragen zuständigen Minister auf einer
Tagung zusammen, um Gespräche über neue
Leitlinien für die kulturelle Tätigkeit der Ge-
meinschaft, die Satellitenfernsehübertragung
sowie über den Verkehr und Export von Kul-
turgütern im Binnenmarkt zu führen.

Industriepolitik

18. November: In Brüssel tagen die Wirt-
schaftsminister der Gemeinschaft über eine
Strategie für die Elektronik- und Informatik-
industrie sowie über ethische, rechtliche und
psychologische Aspekte im Zusammenhang mit
der Biotechnologie. Darüber hinaus sprechen
die Minister über die maritime Industrie und
führen einen Meinungsaustausch mit dem
zuständigen Kommissar, Sir Leon Brittan, über
die Wettbewerbspolitik.

Westeuropäische Union

18. November: In Bonn findet die Herbstta-
gung der WEU statt. Im Mittelpunkt der Ge-
spräche stehen die aktuelle Lage in Jugosla-
wien, die Ausweitung der Beziehungen zu den
Staaten Ost- und Mitteleuropas sowie die
europäische Sicherheitsstruktur.

Regionalpolitik

18.119. November: In Den Haag kommen die
für Regionalpolitik und Raumordnung zustän-
digen Minister zu einer informellen Tagung
zusammen. Sie erörtern die Bilanz der bisheri-
gen Regionalpolitik und die Perspektiven der
Strukturfonds sowie das Dokument "Europa
2000: Die Entwicklungsperspektiven der Ge-
biete der Gemeinschaft".

Agrarpolitik

18.119. November: Die Landwirtschaftsminister
der Gemeinschaft kommen in Brüssel zu ihrer
Tagung zusammen und führen einen Mei-
nungsaustausch über die künftige Entwicklung
der Gemeinsamen Agrarpolitik und über den
Stand der Uruguay-Runde im Agrarbereich
durch.
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Europäische Weltraumorganisation

18.—20. November: In München findet die
Ratstagung der ESA statt, auf der beschlossen
wird, am Langzeitplan der Großprojekte Her-
mes und Columbus festzuhalten, bis 1992 mit
einer endgültigen Entscheidung zu rechnen ist.

Europäisches Parlament

18.—22. November: In Straßburg findet die
Plenartagung des EP statt. Neben der Behand-
lung zahlreicher Dossiers im gesetzgebenden
Bereich stehen im Vorfeld des Gipfels von
Maastricht vor allem die im Rahmen der Re-
gierungskonferenz zur Politischen Union noch
nicht geklärten Fragen im Mittelpunkt des
Interesses. Der amtierende Ratspräsident Hans
van den Broek berichtet zum Stand der laufen-
den Verhandlungen über die Vorschläge des
niederländischen Vorsitzes. Ebenso wie Kom-
missionspräsident Jaques Delors in seiner Re-
de vor dem Plenum üben die Parlamentarier in
ihrer Debatte Kritik am niederländischen Ver-
tragsentwurf zur Politischen Union; die vor-
gesehene Kompetenzerweiterung für das EP
sei nicht ausreichend.

Umweltpolitik

19. November: In Genf findet die Ozon-Kon-
ferenz statt, auf der 21 Staaten Europas und
Nordamerikas ein Protokoll zur Verringerung
des schädlichen Ozongehalts in den unteren
Luftschichten unterzeichnen. Das Abkommen
schreibt eine Reduzierung der Emissionen von
Flourchlorkohlenwasserstoffen um 30% (bezo-
gen auf 1988) bis zum Jahr 1999 vor.

Energiepolitik

20.—22. November: Die Vollversammlung der
internationalen Konferenz für die Europäische
Energiecharta in Brüssel verabschiedet den
politischen Text der Charta, der auf der Mini-
stertagung am 17. Dezember 1992 in Den
Haag unterzeichnet werden soll. Die Vollver-
sammlung umfaßt 35 Teilnehmerstaaten.

Europäische Forschungs-Konferenz

21. November: Die 19 Unterzeichnerstaaten
der seit 1971 bestehenden Vereinbarung über
Zusammenarbeit in der wissenschaftlichen und

technischen Forschung kommen in Wien zur
Feier des 20jährigen Bestehens dieser institu-
tionalisierten Kooperation zusammen. Mitglie-
der sind die EG- und EFTA-Staaten sowie die
Türkei. Island, Polen, Ungarn und die CSFR
werden als neue Mitglieder aufgenommen.

Bildungspolitik

25. November: In Brüssel tagen die im Rat
vereinigten Minister für das Bildungswesen zur
Qualitätsbewertung im Bereich der Hochschul-
bildung, zur Mobilität der Studenten, zu For-
schung und Statistiken im Bildungsbereich
sowie zur Pilotaktion "Multilaterale Schulpart-
nerschaften". Weitere Tagesordnungspunkte
sind der offene Fernunterricht, der Lehrberuf
allgemein und das Memorandum zur Hoch-
schulbildung der Gemeinschaft.

Regierungskonferenz WWU

25. November: In Brüssel findet die Ministerta-
gung im Rahmen der Regierungskonferenz zur
Wirtschafts- und Währungsunion statt. Wich-
tigster Tagesordnungspunkt der zweiten Ta-
gung diesen Monats ist die künftige Haushalts-
politik der Gemeinschaft und die damit ver-
bundenen Mechanismen und Sanktionen zur
Eindämmung von überhöhten Haushaltsdefizi-
ten in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft.

Vereinte Nationen

26. November: In Rom findet der offizielle
Beitritt der EG zur FAO, einer Unterorganisa-
tion der Vereinten Nationen statt. Damit tritt
die Gemeinschaft als erste Organisation der
wirtschaftlichen und regionalen Integration
einer UN-Untergruppe bei, was erst durch
eine Satzungsänderung der FAO möglich wur-
de.

Entwicklungpolitik

28. November: In Brüssel findet die Ratstagung
zu Entwicklungsfragen statt. Im Mittelpunkt
der Tagung steht eine stärkere Respektierung
der Menschenrechte und demokratischen Prin-
zipien, die über die Entwicklungshilfe geför-
dert und sanktioniert werden soll. Darüber
hinaus kommt es zu einer gemeinsamen Aus-
richtung der Zusammenarbeit mit den Ent-
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wicklungsländern Lateinamerikas und Asiens,
zur Koordinierung der Soforthilfen und zu
einer gemeinsamen Erklärung zur geplanten
UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung.

Rumänien

28. November: In Brüssel unterzeichnen Ver-
treter der EG und Rumäniens ein Kreditab-
kommen mit Rumänien in Höhe von 375 Mio.
ECU. Das Abkommen ist ein Teil der Zah-
lungsbilanzhilfen für Rumänien, die im Rah-
men der Gruppe der 24 vereinbart wurden.

Kommission/Regierungskonferenzen

28. November: Die Kommission veröffentlicht
eine Erklärung zu den Vertragsentwürfen zur
Politischen wie zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Hinsichtlich der Politischen Union
vermißt die Kommission ein zusammenfassen-
des Regelwerk sowie die Schaffung einer
Rechtspersönlichkeit im völkerrechtlichen Sin-
ne. Die Kommission erläutert die noch beste-
henden Diskrepanzen und warnt etwa bei der
WWU vor den Gefahren einer "Opting-out-
Klausel", die es jedem Mitgliedstaat erlauben
würde, jederzeit auszusteigen.

Dezember
Einwanderungspolitik

2. Dezember: In Den Haag findet die halbjähr-
liche Tagung der für Einwanderungsfragen
zuständigen Minister statt. Die Minister kom-
men unter anderem überein, ihren Bericht
über Asylrecht und Einwanderungsfragen dem
Europäischen Rat in Maastricht zu übermit-
teln. Er enthält eine allgemeine Analyse der
Einwanderungs- und Asylproblematik.

EPZ/Ukraine

2. Dezember: Die Zwölf nehmen erfreut zur
Kenntnis, daß die große Mehrheit der ukraini-
schen Bevölkerung sich auf demokratischem
Wege für die Unabhängigkeit ihrer Republik
ausgesprochen haben.

Allgemeine Angelegenheiten

2. Dezember: In Brüssel tagt der Rat für All-
gemeine Angelegenheiten. Die Minister bera-
ten über positive Maßnahmen zugunsten der
jugoslawischen Teilrepubliken Bosnien-Her-
zegowina, Kroatien, Mazedonien und Slowe-
nien sowie über die Beziehungen zu Ägypten
vor der 7. Tagung des Kooperationsrates
EWG-Ägypten.

Arbeit und Sozialfragen

3. Dezember: Die Sozial- und Arbeitsminister
der Gemeinschaft kommen in Brüssel zu ihrer
Tagung zusammen und erzielen Einigung in
bezug auf die soziale Sicherheit von Wander-
arbeitnehmern und in bezug auf die Sicher-
heits- und/oder Gesundheitsschutzkennzeich-
nung am Arbeitsplatz. Darüber hinaus werden
Gespräche über die Arbeitszeitgestaltung, die
Bekämpfung der Armut sowie über die euro-
päischen Betriebsräte geführt.

Europäischer Rat

9J10. Dezember: In Maastricht findet die Ta-
gung der Staats- und Regierungschefs der
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft statt. Wichtigstes Ereignis ist die Eini-
gung der Teilnehmer über den Entwurf des
Vertrages über die Europäische Union, der die
Einführung einer Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik sowie einer einheitlichen
Währung im Rahmen der Wirtschafts- und
Währungsunion bis spätestens 1. Januar 1999
vorsieht. Weitere Themen sind die erforderli-
chen Maßnahmen zur Umsetzung der Europäi-
schen Sozialcharta, die Erweiterung der Ge-
meinschaft, die Uruguay-Runde, die Fragen in
bezug auf Freizügigkeit, Einwanderung und
Asyl, die Schaffung einer Europäischen Poli-
zeibehörde (Europol), die Drogenproblematik,
die Entwicklungen im Nahen Osten und in der
Sowjetunion sowie das Problem der Zunahme
von Rassismus und Ausländerfeindlichkeit in
Europa.
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Europäisches Parlament

9.—13. Dezember: In Straßburg findet die Ple-
nartagung des EP statt. Schwerpunkte dieser
Tagung sind die Aussprachen zum Thema
Europäischer Rat von Maastricht und Refor-
men der Gemeinsamen Agrarpolitik sowie die
zweite Lesung des Entwurfs des Gesamthaus-
haltsplans 1992. In bezug auf den Gipfel von
Maastricht, begrüßen die Abgeordneten gene-
rell die Ergebnisse, stellen jedoch mit Be-
dauern fest, daß der Frage des demokratischen
Defizits der EG zu wenig Beachtung geschenkt
wurde. Der verabschiedete Haushaltsplan sieht
die Schaffung einer Reserve, die an eine Revi-
sion der Finanziellen Vorausschau gebunden
ist, in Höhe von 1600 Mio. ECU als Verpflich-
tungsermächtigung vor. Darüber hinaus gibt
der amtierende Ratspräsident Hans van den
Broek ein Resümee über die niederländische
Präsidentschaft ab.

Sacharow-Preis

10. Dezember: In Straßburg verleiht der Präsi-
dent des EP, Enrique Baron Crespo, den
Sacharow-Preis 1991 an den jugoslawischen
Menschenrechtler Adern Demaci, der 28 Jahre
seines Lebens wegen des Eintretens für Min-
derheitenrechte im Gefängnis verbrachte.

Agrarpolitik

11.112. Dezember: Die Landwirtschaftsminister
der Gemeinschaft kommen in Brüssel zu Ge-
sprächen über die künftige Entwicklung der
Gemeinsamen Agrarpolitik, die Uruguay-Run-
de sowie über die Festsetzung der Mutterkuh-
prämien zusammen.

Umweltpolitik

12. Dezember: In Brüssel tagen die Umweltmi-
nister der Gemeinschaft zu den Themen Euro-
päisches Umweltzeichen, Ausfuhr und Einfuhr
bestimmter gefährlicher Chemikalien, Erhal-
tung der natürlichen und naturnahen Lebens-
räume sowie über die Bewertung und Kon-
trolle von Umweltrisiken von Altstoffen.
Darüber hinaus führten die Minister Gesprä-
che unter anderem über die Leitlinien der
Gemeinschaft für die UNCED und den Besitz

von wildlebenden Tieren und Pflanzen und
den Handel mit letzteren.

Umwelt-/Energiepolitik

13. Dezember: Die Energie- und Umweltmini-
ster der Gemeinschaft kommen in Brüssel zu
einer gemeinsamen Tagung zusammen. Ge-
sprächsthema ist die Gemeinschaftsstrategie für
weniger Kohlendioxidemmissionen und mehr
Energieeffizienz.

Allgemeine Angelegenheiten

16. Dezember: Der Rat für Allgemeine Angele-
genheiten einigt sich auf seiner Tagung in
Brüssel über eine Nahrungsmittelhilfe für die
Bevölkerung der Städte Moskau und St.
Petersburg sowie über die Assoziierungsab-
kommen mit Ungarn, Polen und der CSFR.
Weitere Themen sind der Vertrag über die
Europäische Union, die künftige Politik in
bezug auf die Einwanderung aus Drittländern,
die Beziehungen zu China, der Europäische
Wirtschaftsraum sowie die Versorgungslage in
Albanien und den baltischen Staaten.

Wirtschaft und Finanzen

16. Dezember: In Brüssel tagt der Rat für Wirt-
schafts- und Finanzfragen. Tagesordnungs-
punkte sind unter anderem das wirtschaftliche
Konvergenzprogramm Portugals, die Finanzhil-
fen für die Sowjetunion und ihre Rebubliken,
die Abgabenbefreiung im Reiseverkehr sowie
ein allgemeines Verbrauchssteuersystem und
die Genehmigung einer Richtlinie über eine
Mehrwertsteuer-Übergangsregelung.

Assoziierungspolitik

16. Dezember: In Brüssel unterzeichnen die
Vertreter der Gemeinschaft und der Länder
Ungarn, Polen und der CSFR das Assoziie-
rungsabkommen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und den drei mitteleuropäischen
Staaten. Das Abkommen regelt die handels-
politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit,
den Ausbau des politischen Dialoges und soll
längerfristig zu einer Freihandelszone zwischen
der Gemeinschaft und Mitteleuropa führen.
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Verkehrspolitik

16J17. Dezember: Die Verkehrsminister der
Gemeinschaft tagen in Brüssel. Sie verhandeln
unter anderem über Möglichkeiten zur Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, Federungssysteme
in Kraftfahrzeugen, den Zugang zum Güter-
kraftverkehr sowie über das vierte Rahmen-
programm für Forschung und technologische
Entwicklung im Verkehr. Weitere Gesprächs-
themen sind ein Bericht der Kommission über
die Verkehrsinfrastrukturnetze und die Sicher-
heit im Straßenverkehr.

EGKS

16.117. Dezember: In Luxemburg tagt der Bera-
tende Ausschuß der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl. Im Mittelpunkt der
Gespräche stehen unter anderem das Voraus-
schätzungsprogramm "Stahl" für das erste
Quartal 1992, der Abschluß eines Protokolls
über den Handel sowie die wirtschaftliche und
handelspolitische Zusammenarbeit zwischen
der EGKS und der CSFR, die Änderung ver-
schiedener EGKS-Darlehen für Industrievor-
haben in Ungarn, Polen, Rumänien, Bulgarien
und der CSFR.

Europäische Energiecharta

17. Dezember: In Den Haag kommt es zur
feierlichen Unterzeichnung der Europäischen
Energiecharta, die einen unverbindlichen Rah-
men für neue europaweite Handels-, Investi-
tions- und Kooperationsbeziehungen im Ener-
giebereich schafft. Sie wird von den Vertretern
nahezu aller europäischen Staaten, der Mehr-
zahl der neuen unabhängigen Republiken in
Osteuropa, von Kanada, den USA und Japan
unterzeichnet.

Fischereipolitik

17J18. Dezember: In Brüssel tagen die Fische-
reiminister der Gemeinschaft. Sie verhandeln
folgende Themen: die jährliche Fischereirege-
lung aufgrund der Beitrittsakte Spaniens und
Portugals, die zulässigen Gesamlfangmengen
und die entsprechenden Fangbedingungen für
bestimmte Fischbestände oder Bestandsgrup-
pen für das Jahr 1992 sowie die nationalen
Fischereibedingungen für die Länder Grön-

land, Schweden, Norwegen, Guyana und den
Färöer-Inseln.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

18.119. Dezember: In Brüssel findet die 292.
Plenartagung des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses statt. Themen der Beratungen sind
der Bericht "Verkehr 2000 Plus" und das
daraus resultierende Ziel, die Steigerung des
Verkehrsaufkommens innerhalb und außerhalb
der Gemeinschaft in den Griff zu bekommen,
außerdem die Sozialpolitik der Gemeinschaft
und deren soziale Defizite.

Telekommunikation

18.119. Dezember: In Brüssel einigt sich der Rat
für Telekommunikationsfragen in bezug auf
die Normen für die Satellitenausstrahlung von
Fernsehsignalen.

Kanada

20. Dezember: In Brüssel findet ein Treffen
zwischen der EG und Kanada im Rahmen der
transatlantischen Erklärung statt. Erörtert
werden die Ergebnisse des Europäischen Rates
in Maastricht, die Lage in Jugoslawien, die
Uruguay-Runde, die Entwicklung der Bezie-
hungen zwischen der Gemeinschaft und Kana-
da sowie Fischereifragen.

Vereinigte Staaten von Amerika

21. Dezember: In Brüssel findet ein Treffen
zwischen der EG und den USA im Rahmen
der transatlantischen Erklärung statt. Im Mit-
telpunkt der Gespräche stehen die Lage der
Republiken der ehemaligen Sowjetunion, die
Vorbereitung der Konferenz der Vereinten
Nationen über Umwelt und Entwicklung
(UNCED) in Rio de Janeiro sowie die jüng-
sten Entwicklungen der Uruguay- Runde.

Allgemeine Angelegenheiten

23. Dezember: In Brüssel tagt der Rat für All-
gemeine Angelegenheiten. Die Minister ver-
abschieden ein Kommunique über die Uru-
guay-Runde, das sich auf den Kompromißvor-
schlag des GATT-Generalsekretärs Arthur
Dunkel bezieht. Nach Auffassung der Minister
stellt der Vorschlag in seiner gegenwärtigen
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Fassung die Grundlagen der gemeinschaftli- Sowjetunion
chen Agrarpolitik in Frage und ist aus diesem -,, ~ , ~ . _ ..,-. ,
,-, , ° . [ , , , ° _. r , t f j t j - 31. Dezember: Die Zwölf erkennen die ehema-
Grunde nicht annehmbar. Der Rat fordert die .. • • , ™ .,-, A„ . . r ,. ,• »T 11 ligen sow etischen Republiken Armenien,
Kommission auf, die notwendigen Nachbesse- . , . , , . . . .n „. , T. . j

. . . Aserbaidschan, Weißrußland, Kasachstan und
rungen auszuhandeln. TT, .

Moldau, Turkmenistan, die Ukraine und der
„_.„,_ . . Rebublik Usbekistan an. Ebenso werden die
EPZ/Sowjetunion o „. . , „ . . .

Staaten Kirgistan und Tadschikistan aner-
26. Dezember: Die Zwölf nehmen die Entschei- kannt, sobald die Zusicherung der Erfüllung
düng Michail Gorbatschows, von seinem Amt der "Leitlinien für die Anerkennung neuer
als Präsident der Sowjetunion zurückzutreten, Staaten in Osteuropa und in der Sowjetunion"
zur Kenntnis und würdigen dessen politische erfolgt ist.
Arbeit, die einen Umbruch in Europa erst
ermöglichte.
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